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Verband Intern

StGB NRW-Termine
20.05.2008 Arbeitsgemeinschaft für den Regierungs-

bezirk Arnsberg in Selm

29.05.2008 Arbeitsgemeinschaft für den Regierungs-
bezirk Detmold in Rietberg

Die Mai-Ausgabe der Zeitschrift
STÄDTE- UND GEMEINDERAT enthält folgende Beiträge:

BÜCHER UND MEDIEN

NACHRICHTEN

Thema: Immobilien- und Standortgemeinschaften

Stephan Keller
Das geplante Gesetz über Immobilien- und Standort-
gemeinschaften aus kommunaler Sicht

Frithjof Büttner, Daniela Schmidt
Die Erfahrungen mit Business Improvement Districts
in Hamburg

Stefan Postert
Immobilien- und Standortgemeinschaften aus Sicht
der Gewerbetreibenden

Ulrich Paßlick
Das neue Städtenetzwerk Innenstadt NRW

Roswitha Sinz
Übertragung des BID-Konzeptes auf das Wohnen

Hans Pfeifer
Die Genossenschaft als Rechtsform für Immobilien-
und Standortgemeinschaften

Judith Mader
Regionalen als Entwicklungsimpuls in NRW

Volkhard Emmrich, Dirk Lehrach
Umfrage zum Beteiligungsmanagement kommunaler
Unternehmen

3. Sitzung der Deutschen Islam-Konferenz

Claus Hamacher, Andreas Wohland
Umfrage zur Finanzlage der NRW-Kommunen
2007/2008

IT-News
Gericht inKürze
Persönliches

Die Zeitschrift ist erhältlich beim Städte- und 
Gemeindebund NRW, Kaiserswerther Straße 199/201,
40474 Düsseldorf

Fortbildung des StGB NRW 2008
Datum Thema der Ort

Veranstaltung

09.09.2008 Seminar „Verkehrspolitik“ Düsseldorf

09.09.2008 Fachtagung „Aktuelles Münster
Beihilfenrecht für die
Kommunen – Risiken
erkennen und vermeiden“

10.09.2008 Seminar Düsseldorf
„Breitbandversorgung“

Recht und Verfassung

246 Berechnungssoftware für Divisorverfahren
bei der Kommunalwahl

Auf Anregung des Städte- und Gemeindebundes NRW hat
das Innenministerium das LDS NRW beauftragt, zur Be-
rechnung der Sitzverteilung nach dem Divisorverfahren
mit Standardabrundung gem. § 33 Kommunalwahlgesetz
i.V.m. § 61 Abs. 4 und 5 Kommunalwahlordnung eine Be-
rechnungssoftware zu entwickeln, mit der eine landesein-
heitliche Handhabung gewährleistet werden soll. Dieses
Berechnungsprogramm wird den Kommunen voraussicht-
lich bis Mitte 2008 zur Verfügung gestellt werden.

Das Berechnungsprogramm wird als einfache Web-Appli-
kation erstellt. Für deren Nutzung ist ein Zugang zum
Web-Server, auf dem die Anwendung installiert ist, erfor-
derlich. Dieser wird den Kommunen zu gegebener Zeit zur
Verfügung gestellt werden. Vor Ort wird zusätzlich auf
dem Arbeitsplatzrechner ein Standardbrowser in einer ak-
tuellen Version (MS Internet Explorer oder Mozilla Firefox)
benötigt, der die Ausführung von JavaScript erlaubt.

Näheres, verbunden mit ausführlichen Hinweisen zur An-
wendung der o.a. Vorschriften, wird das Innenministerium
zu gegebener Zeit bekanntgeben.

Az.: I/3 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

247 Bundesregierung zur angeblichen
Unterdeckung bei Reisepassgebühren

Laut der Antwort der Bundesregierung auf eine kleine
Anfrage der FDP-Fraktion hält die Bundesregierung die
Passgebühren für auskömmlich. In der Bundestagsdruck-
sache 16/8477 (http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/084/
1608477.pdf) vom 11.03.2008 heißt es, dass die Bundesre-
gierung die Berechnung des Deutschen Städtetages der
bei den Städten und Gemeinden entstehenden Kosten im
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Rahmen der Passbeantragung und -ausgabe für nicht nach-
vollziehbar halte. Eine erneute Evaluation sei nicht geplant.

Az.: I/2 113-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

248 Aufnahme der Informationstechnologie
ins Grundgesetz

Nach Presseberichten plant Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble im Zuge der Förderalismusreform II auch
einen Bezug zur Informationstechnologie, insbesondere
im Bereich der Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern
und Kommunen, ins Grundgesetz aufnehmen zu lassen.
Hierdurch soll diese verbessert und grundgesetzlich auf
verlässliche Füße gestellt werden.

Az.: I/2 805-01 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

249 Oberbürgermeister verhindert NPD-Zentrum
Der Oberbürgermeister von Karlsruhe hat mit einer Eilent-
scheidung gemäß der baden-württembergischen Gemein-
deordnung (§ 43 Abs. 4 GO-BW, http://dejure.org/gesetze/
GemO/43.html) für ein Grundstück, für das bislang kein Be-
bauungsplan bestand, am 31.03.08 beschlossen, einen sol-
chen aufzustellen. Das Grundstück soll dann in einem rei-
nen Wohngebiet liegen. Nach einem Bericht der Zeitung
junge Welt vom 03.04.2008 (http://www.jungewelt.de/
2008/04-03/042.php) soll damit verhindert werden, dass
die NPD im dort befindlichen Gebäude ein „Nationales
Zentrum“ einrichtet.

Az.: 109-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

250 Muster „Ordnungsbehördliche Verordnung“
aktualisiert

Der Rechts-, Verfassungs-, Personal- und Organisations-
ausschuss des Städte- und Gemeindebundes NRW hat in
seiner Sitzung vom 03.04.2008 eine aktualisierte Fassung
der Musterverordnung „Ordnungsbehördliche Verordnung
über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung“ verabschiedet. Diese beinhaltet im wesent-
lichen redaktionelle Überarbeitungen und die Umstellung
auf geschlechtsneutrale Formulierungen sowie einige in-
haltliche Ergänzungen, die sich aus den Erläuterungen des
Musters ergeben.

Die Muster-VO ist für die Mitglieder des StGB NRW in des-
sen Intranet unter Fachinformationen & Service – Muster-
satzungen für den Download verfügbar.

Az.: I/2 100-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

251 Neuer Master-Studiengang im Bereich
Personalmanagement

Ein professionelles Personalmanagement versorgt die Ver-
waltungsorganisation mit geeigneten Mitarbeitern, er-
kennt und baut deren Potentiale aus, schafft geeignete
Rahmenbedingungen für eine hohe Motivation, fördert
flexibles Handeln und lebenslanges Lernen, trägt zu einer
produktiven Unternehmenskultur bei und unterstützt Re-
strukturierungsmaßnahmen proaktiv. Für ein derartiges
Personalmanagement sind spezifische Kompetenzen der
Akteure erforderlich.

Die Akademie der Ruhr-Universität bietet in Kooperation mit
der Ruhr-Universität Bochum, dem Fachbereich Wirtschafts-
wissenschaft der Bergischen Universität Wuppertal und der
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung Nordrhein-
Westfalen den neuen weiterbildenden Master-Studiengang
„Human Ressource Management“ an, der Fach- und Füh-
rungskräften aus dem privaten und öffentlichen Sektor ak-
tuelles Fachwissen sowie Handlungskompetenzen für eine
moderne Personalarbeit vermittelt. Der viersemestrige Stu-
diengang ist berufsbegleitend und praxisnah gestaltet –, er
wird über Teilnahmeentgelt finanziert. Zugangsvorausset-
zungen sind der Abschluss eines mindestens sechssemestri-
gen Hochschulstudiums (z.B. Diplom-Verwaltungswirt) und
eine zumindest zweijährige Berufserfahrung im Bereich Per-
sonal. Aus- und Weiterbildung. Zur Berücksichtigung der Be-
lange des öffentlichen Sektors wird der Studiengang durch
einen Beirat begleitet, in dem die Bundes-,Landes- und Kom-
munalebene vertreten ist. Mit dem Master-Abschluss erlan-
gen die Absolventen/ innen die formale Voraussetzung für
den höheren Dienst. Der Studienbetrieb beginnt im Septem-
ber 2008. Weitere Informationen sind unter http://www.
akademie.rub.de/weiterbildung/hrm.shtml erhältlich.

Az.: I/1 046-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

252 Petitionen per E-Mail
Die Vorsitzende des Bundestags-Petitionsausschusses,
Kersten Naumann (Linke), ist der Auffassung, dass der
Pilotversuch des Bundestags, Petitionen per E-Mail entge-
genzunehmen, erfolgreich verläuft. Nach einem Bericht
des online-Nachrichtendienstes heise (http://www.heise.
de/newsticker/meldung/106751) habe Kersten gegenüber
der dpa berichtet, dass es bei dem seit 2005 nach schotti-
schem Vorbild laufenden Test diverse Petitionen, z.T. mit
50.000 Unterzeichnern gegeben habe. Nun würde disku-
tiert, das Verfahren fest zu schreiben und ggf. auch für die
Landtage einzurichten.

Az.: I/2 024-60 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

253 Public Viewing bei Fußball-EM 2008
Vom 07. Juni–29. Juni 2008 findet die 13. UEFA Fussball Eu-
ropameisterschaft in der Schweiz und in Österreich statt.
Das Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz NRW hat anlässlich dieser
Veranstaltung in Zusammenarbeit mit dem Innenministe-
rium NRW am 17.03.2008 einen Erlass herausgegeben (Az.
V-5-8800.4), der den Kommunen empfiehlt, Public-
Viewing-Veranstaltungen, bei denen Live-Übertragungen
der Spiele im Freien stattfinden, weitestgehend zuzulas-
sen. Das Ministerium verweist auf die Möglichkeit, nach
§ 9 Abs. 2 und 3 Landesimmissionsschutzgesetz (LImSchG),
durch Einzelfallentscheidungen und ordnungsbehördliche
Verordnungen vom Verbot der Lärmimmissionen in der
Außengastronomie ab 24.00h Ausnahmen zu erteilen. An-
gesichts der guten Erfahrungen und der hohen Akzeptanz
der Anwohner bei der Fußballweltmeisterschaft 2006 in
Deutschland solle von dieser Möglichkeit, ggf. mit der Be-
schränkung auf Spiele mit deutscher Beteiligung, großzü-
gig Gebrauch gemacht werden. Eine Handlungshilfe zu
technischen Frage werde derzeit erarbeitet. In „unproble-
matischen Lärmsituationen“, so das Ministerium, sei eine
Ausnahmegenehmigung nicht erforderlich.

Az.: I/2 102-03 Mitt. StGB NRW  Mai 2008
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254 Verwaltungsgericht Arnsberg zu
Sportwettenmonopol und EG-Recht

Das VG Arnsberg hält auch das neue Glücksspielrecht, das
am staatlichen Sportwettenmonopol festhält, für rechts-
widrig. Die Regelungen würden, so das Gericht in seinem
Beschluss vom 05.03.2008 (1 L 12/08), gegen Art. 43 und 49
EG-Vertrag verstoßen. Der generelle Ausschluss von Sport-
wettenveranstaltern aus anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union vom deutschen Sportwettenmarkt sei
unverhältnismäßig. Der Beschluss, der offenbar im Gegen-
satz zum zwei Tage später ergangenen Beschluss des OVG
Münster steht (vgl. StGB NRW-Mitteilung 194/2008), ist
für die Mitglieder des StGB NRW in dessen Intranet unter
Fachinfo & Service – Fachgebiete – Recht und Verfassung –
Ordnungsrecht zum Download verfügbar.

Az.: I/2 101-23 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

255 Verwaltungsgericht Münster untersagt
kostenpflichtiges Pokerturnier

Das VG Münster hat mit Beschluss vom 03.04.2008 (Az. 9 L
13/08) das Verbot der Stadt Rheine eines Pokertuniers, bei
dem die Teilnehmer Eintritt in Form einer Spende zu zahlen
hatten, bestätigt. Nach Auffassung des Gerichts, so die
Pressemitteilung vom 07.04.2008, stelle dies ein verbote-
nes Glücksspiel dar. Es handele sich um ein solches, da der
Gewinn vom Zufall abhängig sei und ein Geldeinsatz vo-
rausgehe. Die Pressemitteilung steht für die Mitglieder des
StGB NRW in dessen Intranet unter Fachinfo & Service –
Fachgebiete – Recht und Verfassung – Ordnungsrecht zum
Download zur Verfügung.

Az.: I/2 101-23 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

Finanzen und Kommunalwirtschaft

256 Erfahrungsaustausch zur Anstalt des
öffentlichen Rechts

Der 10. Erfahrungsaustausch „AöR“ am 10.04.2008 im Kul-
tur- und Veranstaltungsbetrieb Schloss Hardenberg in Vel-
bert-Neviges ist konstruktiv verlaufen und war mit rund
40 Teilnehmern – davon zwei Vertreter aus dem Innenmi-
nisterium – ausgesprochen gut besucht. Im Rahmen der
Sitzung wurden nach der Begrüßung von Hauptreferentin
Brandt-Schwabedissen die Technischen Betriebe Velbert
AöR durch Vorstand Dipl.-Ing. Ralph Güther vorgestellt. So-
dann referierte Geschäftsführer Dipl.-Ing. Joachim Schulte
zu Überlegungen der Übertragung der Straßenbaulast auf
eine AöR (Infrastruktur) aus Sicht der Stadtentwässerung
Schwerte GmbH (der Vortrag ist im Intranet des Verbandes
unter Fachinfo & Service/Fachgebiete/Finanzen und Kom-
munalwirtschaft/Anstalt des öffentlichen Rechts für Mit-
gliedskommunen abrufbar). Mit Blick auf die Haltung des
Innenministeriums, wonach zwar mit der Straßenbaulast
verbundene Aufgaben auf eine AöR übertragen werden
können, ein Übergang der Trägerschaft der Straßenbaulast
und eine Übertragung des Straßeneigentums auf die AöR
nicht möglich ist, entspann sich eine kontroverse Diskus-
sion. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die Variante recht-
lich möglich ist, wonach die AöR den Neubau und die Bau-
unterhaltung übernimmt, die Straßenbaulast und die  Bei-
tragsangelegenheiten bei der Stadt verbleibt. Sodann wur-

den insbesondere Fragen zur Unterzeichnung der Bekannt-
machungsanordnung für die Satzung einer AöR/Beanstan-
dungsrecht von Verwaltungsratsbeschlüssen einer AöR,
Prüfung des Jahresabschlusses einer AöR, Erhebung von Stra-
ßenreinigungsgebühren durch die AöR, die Verschärfung
des Gemeindewirtschaftsrechts und AöR, Vergabevor-
schriften und AöR und die Problematik der Reichweite des
Satzungsrechts – umfasst zum Beispiel die Aufgabe „Ab-
wasserbeseitigung“ auch neue Vorgaben, die aus gesetzli-
chen Änderungen im Bereich Abwasser resultieren, lebhaft
diskutiert. Im Anschluss daran wurden der Sachstand be-
züglich der Einführung eines Risikomanagements bei der
AöR und hinsichtlich einer gemeinsamen AöR erörtert.

Der nächste Erfahrungsaustausch AöR findet am
19.11.2008 auf Einladung von Technischem Vorstand Dipl.-
Ing. Thomas Patermann bei den Wirtschaftsbetrieben
Duisburg AöR statt.

Az.: IV/3 810-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

257 Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer im
1. Quartal 2008

Das Finanzministerium NRW hat uns die Entwicklung des
Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer im 1. Quartal 2008
mitgeteilt. Die Übersicht ist im Folgenden zur Information
wiedergegeben:

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 2008

Az.: IV/1 922-01 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

258 Haftung für Beratung zu Zinsmanagement
Die Deutsche Bank ist vom Landgericht Würzburg im Pro-
zess um Millionenverluste der Würzburger Versorgungs-
und Verkehrs-GmbH aus riskanten Zinsgeschäften zu
Schadenersatz von rd. 950.000 Euro verurteilt worden (Az.:
62 O 661/07). In dem Urteil stellt das Landgericht Würz-
burg fest, dass die Bank ihre Beratungspflicht verletzt und
nicht ausreichend über die möglichen Risiken der empfoh-
lenen Zinsmanagementinstrumente aufgeklärt habe. Die
Deutsche Bank müsste nach dem Urteil rd. 1/3 des enstan-
denen Verlustes von 2,6 Mio. Euro tragen. Den Rest müsse
die Stadt übernehmen, da diese ebenfalls eine schwerwie-
gende Pflichtverletzung treffe.

Die Verluste waren der Würzburger Versorgungs- und Ver-
kehrs-GmbH durch den Abschluss sog. „Spread-Ladder-
Swaps“ entstanden, mit denen zur Senkung der Zinslast
von Darlehen auf die künftige Entwicklung von Zinsen spe-
kuliert wird. Im Grundsatz geht es um eine Wette auf den
Abstand von kurz- und langfristigen Zinsen – also bei-
spielsweise um die Differenz zwischen dem Kreditzins für
3 Monate und dem für 10 Jahre.

Das Urteil war das erste in dieser Sache und dürfte Signal-
wirkung entfalten. Die unterlegene Bank hat Berufung ein-
gelegt. Das Urteil ist daher nicht rechtskräftig. Über den

Differenz zur Schlussabrechnung 2007
wegen Nachmeldung Berlin 244.092,44 N

Januar 65.844.76 1 ,00 N

Februar 84.3 2 7.723,70 N

März 60.069.085,95 N

I. Quartal / Jahres-Ist bisher 210.485.663,09 N

Jahres-Soll (HH 08) 856.000.000,00 O
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Ausgang des Berufungsverfahrens werden wir informie-
ren.

Az.: IV/1 912-03 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

259 Kommunaler Investitionsbedarf
Seit 1992 war die kommunale Investitionstätigkeit der
Kommunen nahezu kontinuierlich rückläufig, erst seit kur-
zem steigt sie bundesweit wieder leicht an. In verschiede-
nen Bereichen ist jedoch noch ein Investitionsrückstand
festzustellen. Wie hoch dieser ist und welche Investitions-
ausgaben künftig notwendig sein werden, ermittelte das
Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) in einer Studie zum
kommunalen Investitionsbedarf 2006 bis 2020, die im
Rahmen der Forschungsinitiative „Zukunft Bau“ gemein-
sam vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung, dem Hauptverband der Deutschen Bauindus-
trie e.V. und dem Bundesverband der Deutschen Zement-
industrie e.V. gefördert wurde.

Schätzungen wurden für eine Reihe kommunaler Infra-
strukturbereiche – darunter die „großen Bereiche“ wie
Straßen, Abwasserbeseitigung und Schulen – getrennt vor-
genommen, wobei nach neuen und alten Bundesländern
unterschieden wurde. Für die Jahre 2006 bis 2020 wurde
insgesamt ein kommunaler Investitionsbedarf von 704 Mrd.
Euro ermittelt. Dies entspricht jährlichen Investitionen in
Höhe von etwa 47 Mrd. Euro (pro Kopf sind das in den alten
Bundesländern 755 Euro; in den neuen Bundesländern und
Berlin 858 Euro). Im Vergleich: 2005 wurde ein Investitions-
volumen von rund 40 Mrd. Euro erreicht.

Die größte Bedarfskategorie ist mit 59 Prozent der Ersatz-
bedarf für altersbedingt abgängige Infrastruktur. Der Er-
weiterungsbedarf entspricht einem Anteil von 31 Prozent,
und der Nachholbedarf macht zehn Prozent des Investi-
tionsbedarfs aus. Die Investitionen werden jeweils etwa
zur Hälfte durch die Kommunen selbst und durch die kom-
munalen Unternehmen aufgebracht. Mit Investitionen auf
dem Niveau des Jahres 2005 könnte künftig zumindest der
jährliche Erweiterungs- und Ersatzbedarf weitgehend ab-
gedeckt werden, und der Investitionsrückstand würde nur
noch wenig zunehmen. Bei einer Betrachtung der unter-
suchten Infrastrukturbereiche zeigt sich der größte Inves-
titionsbedarf bei Straßen (162 Mrd. Euro), bei Schulen
(73 Mrd. Euro) und bei der kommunalen Abwasserbeseiti-
gung (58 Mrd. Euro).

Angesichts des anhaltend hohen kommunalen Investi-
tionsbedarfs stellt sich für die Kommunen die Frage, wie
sie diesen Bedarf in den kommenden Jahren decken könn-
ten. In der Difu-Studie wurde hierzu ein Szenario entwi-
ckelt, in dem der Investitionsrückstand nicht gleichmäßig
verteilt bis zum Jahr 2020 abgetragen wird, sondern die
Investitionsanstrengungen in einer konzertierten Aktion
in den Jahren 2009 bis 2015 forciert werden. Die durch stra-
tegisches Investitionsmanagement, den Einsatz intelligen-
ter Finanzierungsinstrumente und PPP-Projekte erreichba-
ren positiven Effekte würden ab 2012 stärker greifen. Diese
könnten dann weit über das Jahr 2020 hinaus eine nach-
haltige Wirkung erzeugen. Unterstützt durch entsprechen-
de politische Rahmenbedingungen und Prioritäten wäre
so die Deckung des kommunalen Investitionsbedarfs bis
2020 machbar.

Die komplette Difu-Studie mit einer Vielzahl von Einzelda-
ten und weiterführenden Informationen wird voraussicht-

lich im Juni 2008 in der Reihe „Edition Difu“ veröffentlicht.
Die Schätzung knüpft methodisch an die früheren Difu-
Studien an, dazu gehört auch eine differenzierte Betrach-
tung des Investitionsbedarfs nach alten und neuen Bun-
desländern. Zudem wird auf die Hintergründe des vorhan-
denen Investitionsrückstands bei der kommunalen Infra-
struktur eingegangen und geprüft, in welcher Form Instru-
mente wie Public Private Partnership (PPP) dazu beitragen
können, wieder größere Investitionsspielräume zu erhal-
ten.

Weitere Informationen: Dipl.-Volkswirt Michael Reiden-
bach, Telefon: 030/39001-295, reidenbach@difu.de; Dipl.-
Kfm. (FH) Stefan Schneider, Telefon: 030/39001-295,
schneider@difu.de; Dr. rer. pol. Busso Grabow, Telefon:
030/39001-248, grabow@difu.de; Prof. Dr.-Ing. Klaus J.
Beckmann, Telefon: 030/39001-214, beckmann@difu.de.
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260 Konditionenänderung der KfW
Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) hat entspre-
chend der Entwicklung auf dem Kapitalmarkt über die Er-
höhung der Zinssätze der meisten Förderprogramme der
KfW Förderbank ab dem 23.04.2008 informiert.

Beim KfW-lnfrastrukturprogramm (Direktkredit) gilt die
Änderung nur für den Abruf von bereits zugesagten Darle-
hen. Neuzusagen im KfW-lnfrastrukturprogramm sind
aufgrund der Schließung dieses Programms nicht mehr
möglich.

Die Konditionenübersicht für die Finanzierung kommuna-
ler Infrastrukturvorhaben ist der nachfolgenden Tabelle zu
entnehmen.

Konditionenübersicht für Neuzusagen in Förderprogram-
men der KfW Förderbank:

Die Zinsfixierung erfolgt bei Mittelabruf.

Die aktuellen Konditionen können auf der Homepage
http://www.kfw-foerderbank.de im Internet unter der Ru-
brik „Die aktuellen Zinssätze“ abgefragt werden oder per
Fax unter der Nummer 069/74314214 (Faxgerät auf „Abruf“
oder „Polling“ stellen).

Für weitere Auskünfte zum Bereich Infrastruktur steht das
Infocenter der KfW Förderbank montags bis freitags, je-
weils von 07:30 Uhr bis 18:30 Uhr, unter der Servicenum-
mer 01801/335577 zur Verfügung; per Fax ist sie unter
069/74319500 und per E-Mail unter der Adresse infocen-
ter@kfw.de zu erreichen.
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KfW-Kommunalkredit Zinssatz Zinssatz Auszah-
(Direktkredit)  nominal effektiv lungssatz
gesamtes Bundesgebiet in % p.a. in % p.a. in %
Laufzeit 20 Jahre / 3 Freijahre
–    5-jährige Zinsbindung 3,55 3,58 100
–  10-jährige Zinsbindung 3,95 3,99 100
– 20-jährige Zinsbindung 4,1 5 4,19 100
Laufzeit 30 Jahre / 5 Freijahre
–    5-jährige Zinsbindung 3,55 3,58 100
–  10-jährige Zinsbindung 4,00 4,04 100
– 20-jährige Zinsbindung 4,30 4,35 100
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261 Öffentliche Toilette als Betriebsvermögen
eines Wochenmarkts

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte zu entscheiden, ob eine
Stadt eine von ihr errichtete öffentliche Toilettenanlage
dem von ihr betriebenen Wochenmarkt als Betriebsvermö-
gen zuordnen und die hiermit zusammenhängenden Auf-
wendungen als Betriebsausgaben des Marktbetriebs ab-
ziehen kann.

Der BFH hat dies mit Urteil vom 7. November 2007 I R 52/06
verneint. Der Betrieb einer öffentlichen Toilettenanlage ge-
höre zu den hoheitlichen Aufgaben der Stadt, was eine Zu-
ordnung der Anlage zum Betriebsvermögen ausschließe.
Dass im Streitfall die Toilettenanlage während der Markt-
zeiten auch von den Marktbeschickern sowie den Markt-
besuchern genutzt werden konnte und insoweit auch dem
Marktbetrieb zugute kam, sei lediglich als vorteilhafter Re-
flex der hoheitlichen Tätigkeit anzusehen.
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262 Pressemitteilung: Licht und Schatten
bei den Kommunalfinanzen

Die Finanzlage der Städte und Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen hat sich gegenüber dem Vorjahr insgesamt ent-
spannt. Von einer Entwarnung bei den Kommunalfinanzen
kann jedoch keine Rede sein. Dies ist das Resultat der dies-
jährigen Haushaltsumfrage des Städte- und Gemeinde-
bundes NRW. Wie im Vorjahr haben sich alle 360 kreisan-
gehörigen Mitgliedskommunen mit rund 9,3 Millionen
Einwohnern an der Umfrage ihres Spitzenverbandes betei-
ligt. „Die weiter steigenden Ausgaben sowie die aufgelau-
fenen Fehlbeträge aus Vorjahren führen dazu, dass auch
2008 nur wenige Kommunen in NRW einen strukturellen
Haushaltsausgleich erreichen, also ohne Eingriff in die
Substanz oder den Abbau von Eigenkapital den Haushalt
ausgleichen können“, erklärte Roland Schäfer, Bürgermeis-
ter der Stadt Bergkamen und Präsident des Städte- und
Gemeindebundes NRW, heute in Brühl bei der Vorstellung
der Umfrageergebnisse.

Ein Parameter zur Beurteilung der Kommunalfinanzen ist
der Finanzierungssaldo. Dieser ist zwar mit Plus 695 Mio.
Euro im Jahr 2007 deutlich günstiger als noch 2006 (Minus
862 Mio. Euro). Gemessen an den bereinigten Gesamtein-
nahmen der NRW-Kommunen aus dem Jahr 2007 von
mehr als 42 Mrd. Euro ist der Finanzierungsüberschuss aber
vor dem Hintergrund der guten Konjunktur eher gering.

Dies gilt umso mehr bei einem Vergleich mit den Finanzie-
rungssalden der übrigen westdeutschen Flächenländer. So
haben die Kommunen in Baden-Württemberg einen Fi-
nanzierungssaldo von Plus 2,2 Mrd. Euro, die Kommunen in
Bayern einen Finanzierungsüberschuss von 2,35 Mrd. Euro.
Hieran wird deutlich, dass die NRW-Kommunen selbst bei
der derzeitigen guten Konjunktur nicht in der Lage sind,
ihre Altschulden in nennenswertem Umfang abzubauen.
Dies dokumentiert sich in einem weiteren Anstieg der Kas-
senkredite um knapp zehn Prozent – von 12,5 Mrd. Euro
Ende 2006 auf einen neuen Rekordstand von 13,7 Mrd. Euro
Ende 2007.

Ein weiteres Indiz zur Beurteilung der Finanzlage ist die
Anzahl der Haushaltssicherungskonzept-Gemeinden. Ein
Haushaltssicherungskonzept muss aufgestellt werden,
weil eine Kommune ihren Haushalt nicht ausgleichen

kann. In diesem Jahr werden 78 StGB NRW-Mitgliedskom-
munen in dieser Situation sein. Gegenüber dem Vorjahres-
ergebnis von 130 Kommunen sieht dies auf den ersten Blick
positiv aus. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass dies
bei 45 von 56 Kommunen, welche die Haushaltssicherung
verlassen, einhergeht mit der Umstellung auf das Neue
Kommunale Finanzmanagement. Für drei Viertel dieser
Kommunen (34 von 45) gilt aber, dass sie einen strukturel-
len Haushaltsausgleich nicht erreichen, sondern lediglich
die so genannte Ausgleichsrücklage – eine Besonderheit
des NKF in NRW – für den Haushaltsausgleich einsetzen.
Einen strukturellen Ausgleich schaffen 2008 nur 103 Kom-
munen – nur etwa jede vierte Stadt oder Gemeinde. Abge-
sehen von den StGB NRW-Mitgliedskommunen befinden
sich weitere 26 Städte und zehn Kreise in der Haushalts-
sicherung.

Den strengsten Restriktionen sind Städte und Gemeinden
unterworfen, deren Haushaltssicherungskonzept von der
Kommunalaufsicht nicht genehmigt worden ist, da sie
auch auf mittlere Sicht keinen Haushaltsausgleich darstel-
len können. In der so genannten vorläufigen Haushalts-
wirtschaft sind den Kommunen freiwillige Ausgaben
grundsätzlich untersagt. Hier wird es voraussichtlich einen
Rückgang von 78 kreisangehörigen Städten und Gemein-
den auf einen Wert von 48 Kommunen geben. „Spitzenrei-
ter“ bei den Haushaltssicherungskonzepten ist im Jahr
2008 der Regierungsbezirk Köln, in dem etwa jede Dritte
Kommune keinen ausgeglichenen Haushalt vorweisen
kann (siehe Tabelle).

Einnahmesituation heterogen

Trotz des weiterhin erfreulichen Gewerbesteuerauf-
kommens ist die Einnahmesituation nicht für alle Städte
und Gemeinden befriedigend. Die Kämmerer erwarten
für 2008 einen Rückgang der Gewerbesteuer um rund
4,42 Prozent gegenüber 2007. Für die Grundsteuer A wird
mit einem Aufkommen von 37,8 Mio. Euro 2008 (Plus
0,7 Prozent) und für die Grundsteuer B mit einem Aufkom-
men von 1,17 Mrd. Euro (Plus 1,1 Prozent) gerechnet.„Bei die-
ser Durchschnittsbewertung fällt aber immer mehr auf,
dass insbesondere das Aufkommen bei der Gewerbesteuer
nicht allen Städten und Gemeinden zugute kommt. Vor
allem strukturschwache Kommunen sind von der positiven
Entwicklung der vergangenen Jahre abgekoppelt“, machte
Schäfer deutlich.

Für diese Kommunen ist der Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer von besonderer Bedeutung. Hier hat es 2007 eine
erhebliche Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 13,3 Pro-
zent auf knapp 5,9 Mrd. Euro gegeben. Für 2008 wird ein
Aufkommen von knapp 6 Mrd. Euro erwartet.„Bei dieser er-
freulichen Entwicklung muss berücksichtigt werden, dass
die Kommunen damit aber gerade erst das Aufkommen aus
dem Jahr 2000 wieder erreicht haben“, erläuterte Schäfer.

Mitgliedskom- Haushalts- strukturell strukturell
munen (360) sicherung unaus- aus-
des StGB NRW geglichen geglichen
Regierungsbezirk 2007 2008 2007 2008 2007 2008
Arnsberg 34 18 31 43 9 13
Detmold 9 2 38 42 20 23
Düsseldorf 18 9 23 23 14 22
Köln 47 34 32 43 15 17
Münster 22 15 26 26 22 28
Gesamt 130 78 150 177 80 103
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Dasselbe gilt für die Zahlungen aus dem kommunalen Fi-
nanzausgleich. Hier ist zwar ebenfalls – trotz der strukturel-
len Eingriffe seitens des Landes im Jahr 2007 – eine weitere
Verbesserung gegenüber dem Vorjahr aufgrund der Einkom-
menssteigerungen bei den Verbundsteuern zu verzeichnen.
Der Finanzausgleich 2008 sieht einen verteilbaren Verbund-
betrag von 7,573 Mrd. Euro vor. „Damit werden die Zahlen
aus dem Finanzausgleich der Jahre 2000 bis 2002 aber erst
wieder erreicht“, erklärte Schäfer.

Weiter steigende Ausgaben

Die Ausgabenseite trägt ebenfalls nicht zur Konsolidie-
rung bei. Die Ausgaben für soziale Leistungen sind vom Re-
kordniveau des Jahres 2006 im vergangenen Jahr noch-
mals um 1,1 Prozent auf rund 10,8 Mrd. Euro gestiegen. Der
laufende Sachaufwand hat um 9,5 Prozent auf knapp zehn
Mrd. Euro zugelegt. Auch die Zinsausgaben haben sich um
mehr als zehn Prozent erhöht. Die Personalausgaben sind
demgegenüber mit knapp zehn Mrd. Euro weitgehend
konstant geblieben, was sich allerdings angesichts des ak-
tuellen Tarifabschlusses für 2008 anders darstellen wird.

Insgesamt bleibt nach wie vor kein Spielraum für dringend
benötigte kommunale Investitionen. „Die Sachinvestitio-
nen verharren auf einem sehr niedrigen Niveau. Bei den
Baumaßnahmen konnte 2007 trotz der guten Konjunktur
keine Steigerung gegenüber dem Vorjahr erreicht werden“,
betonte Schäfer. Die Kommunen fielen damit weiterhin als
Impulsgeber für die mittelständische Wirtschaft aus.

Die Höhe der Kreisumlage gibt mittlerweile fast überall
Anlass zu politischen Auseinandersetzungen. Mit einem
durchschnittlichen Hebesatz von 38,71 Prozent bildet die
allgemeine Kreisumlage auch im Jahr 2008 den bestim-
menden Ausgabenblock in den Kommunaletats. Dabei
reicht die Spanne der allgemeinen Kreisumlage von
31,5 Prozent bis 45,7 Prozent.

Umstellung auf Neues Kommunales Rechnungswesen

Bis zum 01.01.2009 müssen die NRW-Kommunen ihre
Haushalte nach dem Neuen Kommunalen Finanzmanage-
ment (NKF) aufstellen und bewirtschaften. Die Kamera-
listik muss schrittweise durch ein kaufmännisches Bu-
chungs- und Rechnungswesen ersetzt werden, mit dem
auch der Ressourcenverbrauch einer Kommune dargestellt
werden kann. Im Jahr 2005 hatten lediglich elf StGB NRW-
Mitgliedstädte und -gemeinden ihren Haushalt nach den
Regeln des NKF aufgestellt. Im Jahr 2006 waren es bereits
40 und 2007 sogar 119 kreisangehörige Städte und Ge-
meinden. In diesem Jahr erhöht sich die Zahl der NKF-Kom-
munen auf 233, sodass nun zwei Drittel der StGB NRW-Mit-
gliedskommunen kaufmännisch buchen.

Die nur vorübergehend niedrigere Zahl der HSK-Kommu-
nen aufgrund der Umstellung darf nicht darüber hinweg-
täuschen, dass das NKF die wirtschaftliche Situation der
Städte und Gemeinden in Zukunft noch schonungsloser
aufdecken wird.„Das NKF wird keinen zusätzlichen Euro in
die kommunalen Kassen spülen, sodass der Konsolidie-
rungsdruck zunehmen wird“, prognostizierte Schäfer.

Eine Tabelle mit den wichtigsten Daten der Haushaltsum-
frage sowie diverse Schaubilder sind im Internet unter
www.kommunen-in-nrw.de / Rubrik „Texte und Medien /
Pressemitteilungen“ als Anlage zu dieser Pressemitteilung
herunterzuladen.
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Schule, Kultur und Sport

263 Anzahl der Schulträgervertreter bei
Wahl der Schulleitung

Nach der Regelung des § 63 Abs. 2 Satz 3 Schulgesetz lädt
die Schulleiterin oder der Schulleiter den Schulträger zu
allen Sitzungen der Schulkonferenz ein. In der Praxis wird
seitens des Schulträgers regelmäßig eine Person aus der
hauptamtlichen Verwaltung an den Sitzungen der Schul-
konferenz teilnehmen, damit eine kontinuierliche Bera-
tungsfunktion durch die zuständige Fachebene der Ver-
waltung sichergestellt wird.

Bei der Wahl der Schulleitung durch die Schulkonferenz
handelt es sich demgegenüber um einen einmaligen Vor-
gang. Zu diesem Zweck wird die Schulkonferenz um ein
stimmberechtigtes Mitglied erweitert, das der Schulträger
entsendet. Bis zu 3 weitere Vertreterinnen und Vertreter
des Schulträgers können beratend teilnehmen (§ 61 Abs. 2
Sätze 2 und 3 Schulgesetz). Bei den zu benennenden Ver-
tretern handelt es sich in der Praxis auch um Vertreter, die
dem Rat angehören.

Nach Auffassung der Geschäftsstelle wird durch § 61 Abs. 2
Sätze 2 und 3 die Regelung des § 63 Abs. 2 Satz 3 Schulge-
setz nicht eingeschränkt. Es bleibt vielmehr bei dem
Grundsatz, dass auf der Grundlage des § 63 Abs. 2 Satz 3
Schulgesetz ein Schulträgervertreter mit beratender Stim-
me an den Sitzungen der Schulkonferenz teilnehmen
kann. Dies ergibt sich aus dem Tatbestandsmerkmal „er-
weitert“ in § 61 Abs. 2 Satz 2 Schulgesetz. Hiermit hat der
Gesetzgeber zum Ausdruck gebracht, dass es bei der bishe-
rigen Zusammensetzung der Schulkonferenz bleibt; es
wird lediglich eine Ergänzung um weitere Vertreter des
Schulträgers vorgenommen. Demnach könnten bis zu 5
Vertreter des Schulträgers an der erweiterten Schulkonfe-
renz teilnehmen.

Das Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes
Nordrhein-Westfalen hat mit Schreiben vom 9. April 2008
nunmehr die gegenteilige Auffassung vertreten. Die Frage,
wie viele Vertreter des Schulträgers an der die Schulleiterin
oder den Schulleiter wählenden Schulkonferenz teilneh-
men könnten, sei abschließend in § 61 Abs. 2 Sätze 2 und 3
Schulgesetz dahingehend geregelt, dass ein stimmberech-
tigtes und 3 beratende Vertreter des Schulträgers teilneh-
men könnten. Diese Regelung schließe als lex specialis für
die Besetzung von Schulkonferenzen, in denen eine Schul-
leiterin oder ein Schulleiter gewählt werde, den „zusätzli-
chen“ Vertreter des Schulträgers ein, den die Schulleiterin
oder der Schulleiter gem. § 63 Abs. 2 Satz 3 Schulgesetz zu
allen Sitzungen der Schulkonferenz einlade. Eine Teilnah-
me von insgesamt 5 Vertretern des Schulträgers sei daher
nicht möglich.
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264 EU-Vertragsverletzungsverfahren gegen
Weiterbildungsgesetze

Das Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes
Nordrhein-Westfalen hat der Geschäftsstelle das Schrei-
ben der Europäischen Kommission vom 1. Februar 2008 an
den Bundesminister des Auswärtigen zur Kenntnis gege-
ben. Die Europäische Kommission teile in ihrem Schreiben
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mit, dass nach ihrer Auffassung das Arbeitnehmerweiter-
bildungsgesetz und das Weiterbildungsgesetz in Teilen
gegen Artikel 49 des EG-Vertrages über die Dienstleis-
tungsfreiheit in der Europäischen Gemeinschaft verstoße
und fordere die Bundesrepublik Deutschland auf, dazu
Stellung zu nehmen. Kritisiert würden insbesondere, dass
als zugelassene Veranstalter der freistellungsberechtig-
ten Arbeitnehmerweiterbildung ausschließlich Weiterbil-
dungseinrichtungen gelten, die nach dem Weiterbildungs-
gesetz anerkannt seien und deshalb

– 2.800 Unterrichtsstunden in Nordrhein-Westfalen an-
böten und die Gewähr der Dauer böten;

– nicht überwiegend Spezialveranstaltungen durchfüh-
ren dürften;

– nicht der Gewinnerzielung dienen dürften;

– ihren Sitz in Nordrhein-Westfalen haben müssten.

Weiterhin würde gerügt, dass die Veranstaltungen orts-
gebunden (Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Nieder-
lande) seien.

Nach Mitteilung des MSW nehme in dem weiteren Verfah-
ren die Bundesrepublik Deutschland, federführend vertre-
ten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie, gegenüber der EU Stellung. Diese Stellungnahme
werde derzeit vorbereitet. Sie werde die Position des Lan-
des, die seinerzeit parteiübergreifend gefunden worden
sei, verdeutlichen.

Über den aktuellen Sachstand wird die Geschäftsstelle be-
richten.

Das Schreiben der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften vom 31.01.2008 kann im Intranetangebot des
Städte- und Gemeindebundes NRW unter Fachinformatio-
nen und Service/Fachgebiete/Schule, Kultur, Sport/Kul-
tur/Weiterbildung abgerufen werden.
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265 Deutschlands aktivste Stadt gesucht
Der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) und Coca-
Cola Deutschland suchen zum zweiten Mal die aktivste
Stadt Deutschlands. Ab sofort werden bundesweit Städte
gesucht, die ihre Bürgerinnen und Bürger nachhaltig be-
wegen.

Neben attraktiven Sport- und Freizeitangeboten sind vor
allem städtische Projekte im Sportbereich und das bürger-
schaftliche Engagement sportlicher Mitmenschen gefragt.

Die Siegerstadt erhält 100.000 Euro zur Förderung des
städtischen Breitensportangebots. Bewerben können sich
alle deutschen Städte ab sofort bis zum 16. Juni 2008
(Datum des Poststempels zählt).

Weitere Informationen zum Wettbewerb und zur Bewer-
bung sowie den Teilnahmebedingungen an Mission Olym-
pic finden sich unter: http://www.mission-olympic.de/.
Von dort kann neben den Teilnahmeinformationen auch
der Bewerbungsbogen herunter geladen werden. Diese
Unterlagen lassen sich auch telefonisch beim Organisa-
tionsbüro Mission Olympic unter 0180/5303437 anfordern.

Die Bewerbung der Stadt wird nur nach Abstimmung zwi-
schen der Kommune (Stadtverwaltung, Sportamt) mit

dem Stadtsportbund bzw. dem Kreissportbund entgegen
genommen.

(Quelle: DStGB Aktuell 1408 vom 4. April 2008)
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266 Eigenverantwortliche Schule
Auf der Grundlage des Zweiten Schulrechtsänderungsge-
setzes werden nach und nach alle 6.800 nordrhein-westfä-
lischen Schulen zu eigenverantwortlichen Schulen. Kon-
kret hat das Land durch das Schulgesetz den Schulen ei-
genverantwortliche Gestaltung des Unterrichtes, der Erzie-
hung und des Schullebens im Rahmen der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften übertragen. Hierdurch sollen schu-
lindividuelle und darüber hinaus regionale Belange stärker
als bislang für die zukunftsfähige Schulentwicklung be-
rücksichtigt werden.

In diesem Zusammenhang stellt sich zunächst die Frage,
ob die an dem Modellprojekt „Selbstständige Schule“ teil-
nehmenden Schulen ihre Arbeit fortsetzen können. Da die
Vereinbarungen mit den Trägern der selbstständigen
Schule auslaufen, ist es erforderlich, dass ein Folgevertrag
angeboten wird. Hierzu hat es Ende letzten Jahres um-
fangreiche Gespräche der kommunalen Spitzenverbände,
der Vertreter der Regionen und des Ministeriums für Schu-
le und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen ge-
geben. Der vom Schulministerium erarbeitete Musterko-
operationsvertrag soll zunächst denjenigen Schulträgern
angeboten werden, die sich mit ihren Schulen bislang im
Rahmen des Modellprojekts „Selbstständige Schule“ enga-
giert haben. Vertragspartner sind allerdings nicht die kreis-
angehörigen Kommunen, sondern die Kreise.

Ziel des Vertrages ist es, die gemeinsame Verantwortung
des Landes und der Kommunen für das Schul- und Bil-
dungswesen mit allen relevanten Partnern auszubauen
und zu vertiefen. Im Mittelpunkt der Bemühungen soll
dabei – wie bislang auch – die Verbesserung der Lern- und
Lebenschancen der Kinder und Jugendlichen stehen. Die
Regionalen Bildungsnetzwerke sollen es ermöglichen, alle
an Bildung in Nordrhein-Westfalen beteiligten Akteure
einzubeziehen, um bereits vorhandene Ressourcen opti-
mal nutzen und miteinander vernetzen zu können. Bei
allen Aktivitäten sollen dabei auch die Auswirkungen auf
die Chancengerechtigkeit von Mädchen und Jungen in den
Blick genommen werden.

Das gemeinsame Anliegen liegt im Auf- und Ausbau Regio-
nale Bildungsnetzwerke, um die Unterstützungs- und Be-
ratungssysteme vor Ort effizient und nachhaltig im Dienst
der Kinder und Jugendlichen nutzen zu können. Die Regio-
nalen Bildungsnetzwerke werden als institutionell über-
greifende Organisationsformen von Schulträgern, Schulen,
Schulaufsicht und weiteren Institutionen verstanden, die
sich mit schulischer und beruflicher Bildung befassen.
Durch diese Vernetzung sollen insbesondere Lernkoopera-
tionen entstehen, die die Schulen auch für das außerschu-
lische Umfeld öffnen.

Die Geschäftsstelle hat sich bei den Beratungen mit dem
Land zu dem Musterkooperationsvertrag mehrfach dafür
eingesetzt, dass die Interessen der kreisangehörigen Kom-
munen gewahrt bleiben. So konnte realisiert werden, dass
nach dem Mustervertrag bis zu 2 Vertretungen der Schul-
träger der kreisangehörigen Städte und Gemeinden in der
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sog. Regionalen Bildungskonferenz tätig werden, die für
die Gesamtorganisation des Projektes vor Ort zuständig
ist. Darüber hinaus haben die kreisangehörigen Kommu-
nen die Möglichkeit, in den Lenkungskreis, der zur Vorbe-
reitung von Absprachen und Entscheidungen von strategi-
scher Bedeutung für die Bildungsregion eingerichtet wird,
einen Vertreter zu benennen. Zur Unterstützung der Regio-
nalen Bildungskonferenz und des Lenkungskreises wird
eine regionale Geschäftsstelle eingerichtet, die im Rahmen
des Modellprojektes „Selbstständige Schule“ zumeist Re-
gionales Bildungsbüro genannt worden ist.

Nicht unproblematisch ist, dass das Land seine bislang ge-
währten Leistungen im Zusammenhang mit dem Modell-
projekt „Selbstständige Schule“ nicht aufrecht erhalten
wird. So werden die selbstständigen Schulen zukünftig
keine zusätzlichen Stellenkontingente mehr erhalten. Auf
dem Verhandlungswege konnte aber zumindest erreicht
werden, dass landesseitig pro Region zusätzliches pädago-
gisches Personal im Umfang von 1,0-Stelle zur Verfügung
gestellt wird. Aus den einzelnen Regionen ist allerdings be-
kannt, dass das kommunale Engagement oftmals mehr zu-
sätzliche Stellen umfasst. Daher hat sich die Geschäftsstel-
le für ein sog. „Matchingsystem“ ausgesprochen. In dem
Maße, wie Kommunen (im kreisangehörigen Raum zu-
meist Kreise) bereit sind, personelle Ressourcen einzubrin-
gen, sollte sich auch das Land verpflichten, zusätzliche Per-
sonalverantwortung (Sozialarbeiter, pädagogische Mitar-
beiter) zu übernehmen. Für Kommunen mit Haushalts-
sicherung bzw. vorläufiger Haushaltsführung sind eigen-
ständige Lösungen zu finden.

Der Mustervertrag kann im Intranetangebot des Städte-
und Gemeindebundes NRW unter Fachinformationen und
Service/Fachgebiete/Schule, Kultur, Sport/Schule/Selbst-
ständige Schule/Mustervertrag Eigenverantwortliche
Schule – Kreise 2008 abgerufen werden.

Wegen der von den Vertragspartnern zu erbringenden
Leistungen wird im Übrigen auf Ziffer 6 des Mustervertra-
ges verwiesen. Der Vertrag kann jederzeit im gegenseiti-
gen Einvernehmen der Kooperationspartner schriftlich
aufgelöst werden (Ziffer 7 des Mustervertrages).

Die Geschäftsstelle weist vor dem Hintergrund der teilwei-
se bereits stattgefundenen Verhandlungen in den Kreisen
darauf hin, dass der Mustervertrag inhaltlich nicht bin-
dend ist. Im Konsens sind daher vor Ort abweichende Re-
gelungen möglich.
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267 Fachtagung gegen Gewalt und Rassismus
im Fußball

Gewalt und Rassismus am Rande von Fußballspielen sind
Probleme, die bundesweit auch die mit großem Engage-
ment arbeitenden Amateurfußballvereine betreffen und
eine Vielzahl von Fragen aufwerfen. Vor diesem Hinter-
grund richten der Landesrat für Kriminalitätsvorbeugung
gemeinsam mit dem Landesfußballverband M-V, dem F.C.
Hansa Rostock und anderen Partnern am 24. Mai 2008 in
der Rostocker DKB-Arena eine Fachtagung unter dem Titel
„Gemeinsam gegen Gewalt und Rassismus im Fußball“
aus.

Unter dem Dach des Landesrates für Kriminalitätsvorbeu-
gung befassen sich in Mecklenburg-Vorpommern der Lan-

desfußballverband, der Landessportbund, die Landespoli-
zei, der F.C. Hansa Rostock und viele andere Partner bereits
seit 2006 gemeinsam mit dem besonderen Phänomen von
Gewalt und Rassismus am Rande von Fußballspielen.
Dabei spielten die Probleme der zumeist ehrenamtlich ge-
führten Amateurvereine von Beginn an eine zentrale Rolle,
waren es in der Vergangenheit doch auch immer wieder
Spiele der fünften, sechsten oder siebten Liga, die durch
Ausschreitungen so genannter Fans beeinträchtigt wur-
den.

Experten sehr verschiedener Fachrichtungen stellten sich
gemeinsam diesen Fragen und veröffentlichten im Juli
2007 in der Publikationsreihe „impulse” 100 Hinweise und
Empfehlungen für die Präventionsarbeit. Bundesweit traf
diese Veröffentlichung

auf eine große Beachtung und Zustimmung. Die Fach-
tagung will die Wirkung der Empfehlungen ein Jahr nach
deren Veröffentlichung beleuchten, um der zukünftigen
Präventionsarbeit Perspektiven zu eröffnen.

Die Einladung kann unter http://www.kriminalpraevention-
mv.de/ herunter geladen werden.

(Quelle: DStGB Aktuell 1408 vom 4. April 2008)
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268 Ganztagsoffensive der NRW-Landesregierung
Vor dem Hintergrund der Schulzeitverkürzung bis zum Abi-
tur und wegen der großen Bedeutung des Ganztags hat
die Regierungskoalition ein Programm zum Ausbau des
Ganztagsbetriebes und einer pädagogischen Übermit-
tagsbetreuung beschlossen. Nach Mitteilung der Landes-
regierung investiere sie dafür insgesamt bis 2010 zusätz-
lich 100 Mio. Euro für Baumaßnahmen und 75 Mio. Euro zu-
sätzlich für Personalkosten. Das Programm bestehe aus:

– Zusätzlichen Ganztagsrealschulen, Ganztagsgymna-
sien,

– einer pädagogischen Übermittagsbetreuung für alle
Schüler der Sekundarstufe I, die keine Ganztagsschule
besuchen, aber Nachmittagsunterricht haben,

– einem umfangreichen Investitionsprogramm („1.000-
Schulen-Programm“).

Nach Mitteilung der Landesregierung werde ein flächen-
deckendes, bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsreal-
schulen und Ganztagsgymnasien geschaffen. Ab dem
Schuljahr 2009/10 sollen jährlich 108 Schulen, also pro Jahr
in jedem der 54 Kreise und kreisfreien Städte je eine Real-
schule und ein Gymnasium, zu gebundenen Ganztags-
schulen ausgebaut werden. Damit schaffe die Landesre-
gierung 2009 und 2010 die personellen Voraussetzungen
für insgesamt 216 neue Ganztagsschulen in Nordrhein-
Westfalen. Der Ganztag werde dort jeweils mit Klasse 5
beginnen und aufwachsen. Es werde darauf zu achten
sein, dass stets ein Halbtagsangebot in erreichbarer Nähe
bestehen bleibe. In Nordrhein-Westfalen gebe es derzeit
27 Gymnasien im Ganztag und 603 Halbtags-Gymnasien
sowie 22 Ganztags-Realschulen und 535 Halbtags-Real-
schulen.

Auch diejenigen Schulen, die sich nicht für den Ganztag
entscheiden, würden von dem Programm der Landesregie-
rung profitieren. Die Schulen könnten mit einer pädagogi-
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schen Übermittagsbetreuung bereits zum 1. Februar 2009,
also unmittelbar nach Inkrafttreten des Haushaltes 2009
mit Beginn des 2. Haushaltsjahres des kommenden Schul-
jahres, starten. Dabei könnten die Schulen wählen, ob sie
Geld oder Lehrerstellen-Anteile für pädagogische Übermit-
tagsbetreuung vorziehen. Mit dem neuen Programm „Geld
oder Stelle“ erhalte eine Schule mittlerer Größe entweder
ein Budget von 25.000 Euro oder wahlweise eine halbe
Lehrerstelle. Schulen, bei denen der Ganztag beginnend
mit der 5. Klasse aufwachse, bekämen für den Nachmit-
tagsunterricht ihrer übrigen Schüler der Sekundarstufe I
die Mittel anteilig.

Die Mittel könnten eingesetzt werden für die pädagogi-
sche Betreuung und Aufsicht in der Mittagspause für alle
Kinder mit Nachmittagsunterricht sowie für ergänzende
Arbeitsgemeinschaften. Damit ersetze das Programm
„Geld oder Stelle“ das bisherige „13Plus“-Programm. Eine
Schlechterstellung von Schulen gegenüber dem bisheri-
gen Programm werde ausgeschlossen.

Für die Jahre 2009 und 2010 werde die Landesregierung
darüber hinaus zur Umsetzung der Ganztagsinitiative und
der pädagogischen Übermittagsbetreuung ein zusätzli-
ches Investitionsprogramm aus Landesmitteln im Umfang
von insgesamt 100 Mio. Euro zum Ausbau von Mensen und
Aufenthaltsräumen auflegen. Das Geld dieses „1.000-
Schulen-Programms“ stehe insbesondere für Gymnasien
und Realschulen aber auch für Haupt- und Förderschulen
zur Verfügung.

Dabei gewähre das Land einen Zuschuss von bis zu
100.000 Euro je Schule, wenn der Schulträger in gleicher
Höhe kofinanziere. Die Kofinanzierung könne auch aus der
auf 540 Mio. Euro erhöhten Schul- und Bildungspauscha-
le – und damit auch von Kommunen mit Haushaltssiche-
rung – bestritten werden. Einbezogen in die gesamte
Ganztagsoffensive seien auch die anerkannten privaten Er-
satzschulen.

Das Schulministerium hat angekündigt, die grundlegende
Neustrukturierung der gymnasialen Oberstufe in Nord-
rhein-Westfalen zunächst auszusetzen. Hintergrund hier-
für sei, dass nach der Entscheidung der Kultusminister der
Länder vom Herbst des vergangenen Jahres bis 2010/2011
nationale Bildungsstandards nun auch auf die gymnasiale
Oberstufe und das Abitur in den Kernfächern Deutsch,
Mathematik, den Fremdsprachen und den Naturwissen-
schaften erarbeitet werden sollen. Mit solchen einheit-
lichen KMK-Bildungsstandards für das Abitur würden sich
neue Perspektiven ergeben für die Gestaltung der gymna-
sialen Oberstufe und die Entwicklung von Lehrplänen. Die
Vorlage der Bildungsstandards soll abgewartet werden,
um den Gymnasien in Nordrhein-Westfalen keine zwei
Reformen innerhalb kurzer Zeit zuzumuten, so das Schul-
ministerium.
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269 Projekt „Jedem Kind ein Instrument“
Die Staatskanzlei hat nochmals auf das musikpädago-
gische Modellprojekt „Jedem Kind ein Instrument“ hin-
gewiesen. Die Nachfrage bei den Grundschulen sei groß.
Insgesamt seien jetzt 34 Ruhrgebietskommunen mit
7.300 Schülern an 223 Schulen beteiligt. Mit dem Beginn
des Schuljahres 2008/09 sollen weitere Musikschulen,
Grundschulen und 20.000 Kinder hinzukommen.

Aus den bisher gewonnenen Erfahrungen werde das Pro-
jekt „Jedem Kind ein Instrument“ für das nächste Schuljahr
weiterentwickelt. Das habe das Kabinett am 8. April 2008
in Düsseldorf entschieden. Das erste Jahr werde künftig für
alle Erstklässler der beteiligten Grundschulen in den Un-
terricht integriert werden. Außerdem würden die Teilneh-
mergebühren für das erste Jahr wegfallen.

Die Landesregierung habe sich gegenüber der Kulturstif-
tung des Bundes verpflichtet, das Projekt über das Jahr
2010 hinaus fortzuführen. Es bestehe die Absicht „Jedem
Kind ein Instrument“ anschließend schrittweise auf das
ganze Land auszudehnen.
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270 Landesprogramm Kultur und Schule
In der Vergangenheit ist die Frage diskutiert worden, ob im
Rahmen des Landesprogramms „Kultur und Schule“ zu-
gunsten der Künstlerinnen und Künstler Versicherungs-
schutz bestehe. Staatssekretär Grosse-Brockhoff (Staats-
kanzlei NRW) hat nunmehr mit Schreiben vom 31. März
2008 mitgeteilt, dass der Versicherungsschutz für die be-
teiligten Künstlerinnen und Künstler erneut geprüft wor-
den sei. Auch diese Prüfung durch das Justiziariat der
Staatskanzlei habe zu dem Ergebnis geführt, dass der Ver-
sicherungsschutz gegeben sei.

Darüber hinaus wird in dem Schreiben darauf hingewie-
sen, dass die Geltung der Förderrichtlinien für das Landes-
programm auf drei Schuljahre beschränkt sei. Die Richtli-
nie garantiere – im Einvernehmen mit IM und FM – bis zum
Ende des Schuljahres 2009/10 die Einheitlichkeit und Ver-
bindlichkeit des Verfahrens. Die kommunalen Spitzenver-
bände würden zeitnah in die Überlegungen über die Fort-
führung des Programms einbezogen. Der Staatssekretär
geht davon aus, dass erste Sondierungsgespräche im
Herbst 2008 stattfinden.

Das Schreiben der Staatskanzlei kann im Intranetangebot
des Städte- und Gemeindebundes NRW unter Fachinfor-
mationen und Service/Fachgebiete/Schule, Kultur, Sport/
Kultur/Landesprogramm Kultur und Schule – Schreiben
der Staatskanzlei vom 31.03.2008 abgerufen werden.
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271 Leistungsbeurteilung kommunaler
Beschäftigter in Schulen

Das Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes
Nordrhein-Westfalen hat der Geschäftsstelle die Antwort
auf ein Schreiben einer Gewerkschaft im Hinblick auf die
Leistungsbeurteilung kommunaler Beschäftigter in Schu-
len zugeleitet. Darin weist das MSW auf Folgendes hin:

„Ich teile Ihre Einschätzung, dass der Abschluss von Ziel-
vereinbarungen, das Führen von Mitarbeitergesprächen
und die Erstellung von Leistungsbeurteilungen im Hinblick
auf die im Dienst des Schulträgers stehenden Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter nicht zu den Aufgaben einer Schul-
leiterin oder eines Schulleiters gemäß § 59 SchulG in Ver-
bindung mit §§ 18, 19 ADO zählt, mithin auch keine Ver-
pflichtung zur Übernahme derartiger Aufgaben besteht.
Insbesondere die Regelungen der §§ 18 Abs. 9, 19 Abs. 6
ADO machen deutlich, dass Schulleiterinnen und Schullei-
ter dem Personal des Schulträgers gegenüber lediglich ein
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Weisungsrecht ausüben, das in arbeits- und tarifrechtli-
chen Angelegenheiten sogar ausdrücklich vom Schulträ-
ger übertragen werden muss. Über dieses Weisungsrecht
hinaus besteht lediglich die Verpflichtung zur engen und
vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem Schulträger,
die sich u.a. dadurch dokumentiert, dass Schulleiterinnen
und Schulleiter dem Schulträger die zur Erfüllung seiner
Aufgaben erforderlichen Informationen zur Verfügung
stellen müssen. Zu derartigen Informationen zählen dann
auch Beurteilungsbeiträge in Bezug auf das an der Schule
tätige kommunale Verwaltungspersonal.

Hierüber hinausgehende Verpflichtungen wie die in Ihrem
Bezugsschreiben beschriebenen bestehen für die Schullei-
terinnen und Schulleiter nicht. Hier verbleibt es dabei, dass
der Schulträger als Arbeitgeber für die arbeits- und tarif-
rechtlichen Belange zuständig ist, und die Schulleiterin
oder der Schulleiter keine Vorgesetzteneigenschaft im ar-
beitsrechtlichen Sinne besitzt.

Sofern Schulleiterinnen und Schulleiter angesichts der Be-
deutung von Schulsekretärinnen oder Hausmeistern für
die interne Funktionsfähigkeit der Schule oder im Hinblick
auf die alltägliche enge Zusammenarbeit freiwillig bereit
sind, sich über ihre rechtlichen Verpflichtungen hinaus in
Personalangelegenheiten des Personals der Schulträger zu
engagieren, sehe ich von hier aus keinen Regelungsbedarf,
da das Land nicht betroffen ist.“
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272 Mittagessen und Arbeitslosengeld
Die Frage, ob und in welcher Weise eine kostenlose oder
subventionierte Mahlzeit an Schulen und in Betreuungs-
einrichtungen für Kinder von Arbeitslosengeld II-Empfän-
gern leistungsrechtlich zu berücksichtigen ist, war nach
Mitteilung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen u.a. Gegenstand
mehrerer parlamentarischer Anfragen im Landtag NRW.
Vor diesem Hintergrund hat das Ministerium für Arbeit,
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen
im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und
Soziales einige Hinweise gegeben, die nachfolgende wie-
dergegeben werden.

„Kinder von Arbeitslosengeld II-Empfängern sind meist
selbst – je nach Alter, Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftig-
keit – Empfänger von Arbeitslosengeld II oder von Sozial-
geld. Eine mögliche Berücksichtigung von Einkommen
kann daher regelmäßig nur bei den Leistungen für diese
Kinder selbst, nicht aber bei deren Eltern erfolgen (§ 9
Abs. 2 SGB II).

Folgende Fallgestaltungen sind zu unterscheiden:

I. Landesfonds „Kein Kind ohne Mahlzeit“

Für das laufende und das kommende Schuljahr stellt die
Landesregierung Nordrhein-Westfalen (Federführung: Mi-
nisterium für Schule und Weiterbildung) im Rahmen des
Landesfonds „Kein Kind ohne Mahlzeit“ 13,5 Mio. Euro für
einen Zuschuss in Höhe von 1 Euro für 65.000 Kinder pro
Tag und Mittagessen in Ganztagsschulen zur Verfügung.
Gefördert werden die kommunalen Träger, soweit sie eine
Co-Finanzierung in Höhe von 0,50 Euro pro Kind und Mit-
tagessen erbringen und ein Eigenanteil in Höhe von
1,00 Euro von den Eltern der bedürftigen Kinder gezahlt
wird.

Nähere Informationen, insbesondere die einschlägigen
Förderungsrichtlinien, können unter anderem dem Inter-
netportal des Ministeriums für Schule und Weiterbildung
des Landes Nordrhein-Westfalen entnommen werden:

Adresse: http://www.schulministerium.nrw.de/BP/
Schulsystem/Ganztagsbetreuung/Landesfonds/index.html.

Unter Bezugnahme auf den Ausführungserlass des Minis-
teriums für Schule und Weiterbildung des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 28.09.2007 (zu Nr. 5) an die Bezirksre-
gierungen in Nordrhein-Westfalen wird ergänzend darauf
hingewiesen, dass eine Anrechnung der Zuschüsse im Rah-
men des Landesfonds „Kein Kind ohne Mahlzeit“ als Ein-
kommen im Rahmen des § 11 SGB II nicht erfolgt.

Es handelt sich hier um einen Zuschuss zum Mittagessen,
der nicht an den Leistungsempfänger gewährt wird und
mit einem Eigenanteil der Eltern verknüpft ist. Eine Be-
rücksichtigung als Einkommen scheidet daher aus.

Danach erfolgt stets keine Berücksichtigung, soweit ledig-
lich Mittagessen zur Verfügung gestellt wird.

Bereitgestellte Verpflegung ist zwar zunächst pauschal
mit einem Betrag in Höhe von 35 Prozent der individuellen
Regelleistung zu berücksichtigen. Von diesem Betrag ent-
fallen auf das Mittagessen 40 Prozent. Damit ergibt sich
bei einer Regelleistung von 278 Euro ein Betrag von
38,92 Euro und bei einer Regelleistung von 208 Euro ein
Betrag von 29,12 Euro. Beide Beträge liegen innerhalb der
Bagatellgrenze, so dass keine Berücksichtigung erfolgt.

Ich bitte, die vorstehenden Hinweise bei der Entscheidung
im Einzelfall zu berücksichtigen“.
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273 Pressemitteilung: Eigenanteil der Eltern für
Schulbücher beibehalten

Nach Auffassung der kommunalen Spitzenverbände in
Nordrhein-Westfalen soll die derzeitige Eigenanteilsrege-
lung für Schulbücher verlängert werden, um dadurch alle
SGB II-Empfänger von Zuzahlungen für Lernmittel zu be-
freien. „Durch kostenlose Schulbücher für bedürftige Kin-
der könnte ein wirksamer Beitrag zu mehr Chancengleich-
heit in der Bildung geleistet werden“, sagten der Ge-
schäftsführer des Städtetages, Dr. Stephan Articus, und die
Hauptgeschäftsführer von Landkreistag und Städte- und
Gemeindebund, Dr. Martin Klein und Dr. Bernd Jürgen
Schneider.

Um diese Maßnahme finanziell zu ermöglichen, sollte die
derzeitige Eigenanteilsregelung für Schulbücher verlän-
gert werden. Die Verbände appellieren an das Land, diesen
Vorschlag aufzugreifen und baldmöglichst eine entspre-
chende Gesetzesinitiative auf den Weg zu bringen. Die
Eigenanteilsregelung, nach der Eltern seit fünf Jahren
49 Prozent der Schulbuchkosten tragen, läuft Ende des
Schuljahres aus. Ab dem nächsten Schuljahr würde der
Eigenanteil auf 33 Prozent sinken.

Die Beibehaltung der Eigenanteilsregelung hätte für die
Eltern gegenüber dem derzeitigen Status quo keine zu-
sätzlichen Kosten zur Folge. Vielmehr würde auf eine Ent-
lastung von 6 bis 12 Euro pro Schuljahr in allgemeinbilden-
den Schulen verzichtet. „Wir halten den Verzicht auf die
ohnehin geringe Entlastung finanziell besser gestellter
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Eltern zugunsten der Freistellung Bedürftiger von den
Schulbuchkosten für angemessen und sozial vertretbar“,
sagten die Geschäftsführer.

Nach derzeitigem Recht erhalten nur die Sozialhilfeemp-
fänger nach dem SGB XII die Schulbücher kostenlos. SGB II-
Empfänger müssen wie alle anderen den Eigenanteil für
Schulbücher grundsätzlich selbst zahlen. Aus Gründen der
Gleichbehandlung plädieren die kommunalen Spitzenver-
bände für eine Einbeziehung aller Kinder von SGB II-Emp-
fängern sowie Asylbewerbern in die Befreiungsregelung.
„Die Freistellung des genannten Personenkreises steht
allerdings unter der Bedingung, dass der Eigenanteil der
Eltern von derzeit 49 Prozent nicht automatisch abgesenkt
wird“, stellten Articus, Klein und Schneider klar.
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274 Pressemitteilung: Ganztags-Offensive der
Landesregierung sinnvoll

„Das Vorhaben der NRW-Landesregierung, die Anzahl der
Ganztagsrealschulen und Ganztagsgymnasien zu erhö-
hen, bedeutet eine Verbesserung des Schulsystems“, kom-
mentierte Ernst Giesen, Geschäftsführer des Städte- und
Gemeindebundes NRW, heute in Düsseldorf die Ganztags-
Offensive des Landes. Im Hinblick auf die Verkürzung der
Schulzeit bis zum Abitur und der zunehmenden Bedeu-
tung des Ganztags seien dies richtige Ansätze.

Zu begrüßen sei insbesondere die Absicht der Landesregie-
rung, ein umfangreiches Investitionsprogramm („1000-
Schulen-Programm“) aufzulegen, mit dem Verpflegungs-
räume und Mensen in den Schulen der Sekundarstufe I ge-
schaffen werden können. „Damit entspricht die Landesre-
gierung einer zentralen Forderung des Städte- und Ge-
meindebundes NRW“, so der Geschäftsführer des kommu-
nalen Spitzenverbandes. Die meisten Städte und Gemein-
den seien aus eigener Kraft nicht in der Lage, diese Investi-
tionen aufzubringen.

„Für uns“ – so Giesen – „ist es allerdings besonders wichtig,
dass alle Kommunen in NRW, also auch die Städte und Ge-
meinden in der Haushaltssicherung oder mit vorläufiger
Haushaltsführung, an der Ganztags-Offensive teilnehmen
können.“ Nur so lasse sich das Ziel der Landesregierung
verwirklichen, den „Ganztag in die Fläche zu bringen“. Bei
der Umsetzung des Landesprogramms müsse vor allem
darauf geachtet werden, den Verwaltungsaufwand für die
Schulen und die Schulträger möglichst gering zu halten.

Der Städte- und Gemeindebund NRW spreche sich für
einen flexiblen Ausbau von Ganztagsschulen gerade in
kreisangehörigen Kommunen aus. „Wenn mehrere Städte
oder Gemeinden in einem Kreis Interesse am Ganztag
haben, muss auch über die Beschränkung ‚zwei Schulen
pro Kreis und Jahr’ hinaus ein zeitnaher bedarfsgerechter
Ausbau möglich sein“, forderte Giesen.
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275 Qualitätssicherung in der Schulverpflegung
Initiiert und finanziert durch das Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz führt
die Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (DGE) das Pro-
jekt „Schule + Essen = Note 1“ durch. Im Rahmen des Pro-
jektes bietet die Deutsche Gesellschaft für Ernährung bun-

desweit Werkstattgespräche an. Neben der Informations-
vermittlung rund um die Schulverpflegung und der Vor-
stellung von Praxisbeispielen bieten die Werkstattgesprä-
che eine Plattform zum intensiven Meinungs- und Erfah-
rungsaustausch für alle, die sich mit der Schulverpflegung
in Theorie und Praxis auseinandersetzen. Über diese inter-
disziplinären Werkstattgespräche hinaus haben sich die
DGE und die Fachgruppe Ernährung und die Verbraucher-
bildung der Universität Paderborn entschlossen, eine Ver-
anstaltung für Schulträger und Leiterinnen und Leiter von
Schulverwaltungsämtern durchzuführen, da auch aus
aktuellem Anlass hier besonderes Interesse an fachlichen
Informationen und Austausch wahrgenommen wird.

Unter dem Motto „Planung-Praxis-Perspektiven-Qualitäts-
sicherung in der Schulverpflegung“ findet dieses Werkstatt-
gespräch am 10.06.2008 in der Universität Paderborn statt.
DGE und Fachgruppe EVB der Universität Paderborn laden
hierzu ein. Das Programm und Anmeldeformular kann ab-
gerufen werden unter der Rubrik ‚Das Projekt-Multiplikato-
renveranstaltungen’ unter www.schuleplusessen.de.

Neben den wichtigsten Rahmenbedingungen bei der Ent-
wicklung von Mittagsverpflegung in Kommunen und
Schulen finden an diesem Tag Information und Austausch
statt zu den DGE-Qualitätsstandards, zu den möglichen
Verpflegungssystemen, Hygienerichtlinien, der Praxis im
Alltag einer Schulverwaltung, den Potenzialen der Mit-
tagsverpflegung für die Bildung und weiteren Aspekten,
die von den Teilnehmenden selbst eingebracht werden
können. Erfahrungsaustausch und Diskussionen sind feste
Bestandteile der Veranstaltung.

Die Teilnahme an der gesamten Veranstaltung, inklusive
Mittagsimbiss, ist kostenlos. Eine Anmeldung soll spätes-
tens bis zum 31.05.2008 erfolgen. Eine Anmeldebestäti-
gung erfolgt nicht.
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276 Urheberrecht bei Fotokopien an Schulen
und Schulintranet

Das Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes
Nordrhein-Westfalen hat vor dem Hintergrund der aktuel-
len Änderung des § 53 Abs. 3 Urheberrechtsgesetz mit
Schreiben vom 8. April 2008 auf die Nutzung des Schul-
intranets und auf das Fotokopieren an Schulen hingewie-
sen. Bislang sehe § 53 Abs. 3 Urheberrechtsgesetz die Mög-
lichkeit einer Vervielfältigung von Kleinwerken, Kleinwerk-
teilen oder einzelnen Beiträgen für den Schulunterricht
sowie für Prüfungen in Schulen in der erforderlichen An-
zahl vor (sog. Klassensätze).

Durch das Zweite Gesetz zur Regelung des Urheberrechtes
in der Informationsgesellschaft (sog. Zweiter Korb) sei in
diese Vorschrift als Satz 2 eingefügt worden, dass die Ko-
piermöglichkeit für den Schulunterricht nur noch mit der
Einwilligung des Berechtigten – in der Schulpraxis zumeist
ein Schulbuchverlag – möglich sei. Dies gelte im Prinzip be-
reits ab Januar 2008. Dies hätte für die schulische Praxis er-
hebliche Nachteile (erheblicher Aufwand für viele Einzel-
abstimmungen mit den Rechtsinhabern, eine zusätzliche
zeitliche Belastung und somit Verwaltungsaufwand für
Schulen und einzelne Lehrkräfte) und würde im Ergebnis
eine Beschränkung der Arbeitsmöglichkeiten mit Kopien
aus Schulbüchern an den Schulen bedeuten.
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Für die Praxis an den Schulen weist das MSW auf Folgen-
des hin:

1. Druckwerke, die ausschließlich für den Unterrichtsge-
brauch bestimmt sind (z.B. Schulbücher, Arbeitshefte)
dürften – in den Grenzen des § 53 Abs. 3 Urheberrechts-
gesetz – nicht mehr ohne Einwilligung des Berechtig-
ten vervielfältigt werden.

2. Druckwerke, die nicht ausschließlich für den Unter-
richtsgebrauch bestimmt sind, könnten bis auf Weite-
res in den Grenzen des § 53 Abs. 3 Urheberrechtsgesetz
vervielfältigt werden.

3. Musiknoten könnten gleichfalls bis auf Weiteres in den
zuvor genannten Grenzen fotokopiert werden.

Die Schulministerien der Länder und die kommunalen
Spitzenverbände auf Bundesebene bemühen sich hinsicht-
lich der Fallgruppe 1, diese Entwicklung zu vermeiden. Zu
diesem Zweck fänden Gespräche mit der Zentralstelle Fo-
tokopien an Schulen (ZFS) statt. Ziel sei es, auf der Basis der
neuen gesetzlichen Regelung sowohl für die Schulseite als
auch für die Rechtsinhaber eine verträgliche Grundlage
herzustellen. Um für die noch andauernden Gespräche
Daten zu gewinnen, sei im November und Dezember 2007
eine Stichprobenerhebung zum Kopierverhalten an Schu-
len durchgeführt worden, an der auch rd. 100 nordrhein-
westfälische Schulen teilgenommen hätten.

Die meisten Schulbuchverlage hätten inzwischen auf Bitte
des Schulministeriums der Länder sich bereiterklärt, den
Schulen das Kopieren aus Unterrichtsmaterialien wie bis-
her – auf Grundlage des § 53 Abs. 3 Satz 1 Urheberrechtsge-
setz – bis zum 31.07.2008 zu gestatten (Moratorium). Dies
bedeute, dass die Schulen zunächst wie bisher verfahren
könnten (sofern der für das Fotokopieren mit der o.g. Vor-
schrift gegebene gesetzliche Rahmen beachtet werde).

Darüber hinaus erlaubt das Urheberrechtsgesetz den
Schulen in gewissen Grenzen, den Schülern und den Leh-
rern urheberrechtlich geschützte Werke oder Werkanteile
im Intranet zugänglich zu machen. Danach könnten kleine
Teile von Werken, Werke geringen Umfangs, oder einzelne
Beiträge aus Zeitschriften und Zeitungen in das Schulintra-
net eingestellt werden. Ausgenommen seien Unterrichts-
werke für Schulen und Filme, die vor weniger als 2 Jahren
ins Kino kamen. Eine ganze Reihe von Schulen würde von
den damit eröffneten Möglichkeiten Gebrauch machen
und ihr Lehr- und Unterrichtsangebot durch entsprechen-
de Internetinhalte bereichern.

Nach langwierigen und schwierigen Verhandlungen mit
der urheberrechtlichen Verwertungsgesellschaft sei es den
Schulverwaltungen der Länder inzwischen gelungen, die
Frage der Vergütung für die Nutzung der Inhalte nach § 52a
Urheberrechtsgesetz durch den Gesamtvertrag zwischen
den Ländern und den Verwertungsgesellschaften zu re-
geln. Die Verwertungsgesellschaften würden eine ange-
messene Vergütung erhalten, während die Schulen von
den Vergütungspflichten für die Nutzung urheberrechtlich
geschützter Werke freigestellt seien. Die Auskunftspflicht
von Schulen gegenüber den Rechteinhabern sei pragma-
tisch geregelt: Hier würden repräsentative Umfragen an
Schulen ausreichen; zuletzt sei eine solche Umfrage Ende
2007 durchgeführt worden. Damit seien sämtliche recht-
lichen und finanziellen Hürden beseitigt, die Schulen noch
von der Nutzung des Mediums Intranet für einen moder-
nen und schülerorientierten Unterricht abgehalten hätten.

Die aktive Nutzung des Intranets biete die Möglichkeit, Ko-
pierkosten zu reduzieren, da den Schülern kürzere Texte
nun auch in digitaler Form im Unterricht oder zum Selbst-
studium zur Verfügung gestellt werden könnten. Zudem er-
gebe sich die legale digitale Möglichkeit, unterrichtsrele-
vante Dokumente im Intranet zu speichern, gegenüber der
Fotokopie der Vorteil der permanenten, gleichzeitigen Ver-
fügbarkeit aller im Intranet gespeicherten Texte. Dies un-
terstütze nicht nur die Teamarbeit zwischen den Lehrern,
sondern vereinfache auch die Vorbereitung von Gruppenar-
beiten sowie von Unterrichtseinheiten, in denen die indivi-
duelle Förderung oder das Selbststudium im Mittelpunkt
stünden. Im Vergleich zur Arbeit mit dem Internet gewähr-
leiste das Intranet letztendlich einen höheren Sicherheits-
standard, da die Schülerinnen und Schüler – insbesondere
bei gleichzeitig gesperrtem Internetzugang – einer geringe-
ren Gefahr ausgesetzt seien, mit jugendgefährdenden In-
halten oder fragwürdiger Werbung konfrontiert zu werden.

Die Geschäftsstelle wird über die aktuelle Entwicklung be-
richten.

Az.: IV/2 320-1 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

Datenverarbeitung und Internet

277 Deutschland bei E-Government im Mittelfeld
Laut einer aktuellen Studie der Unternehmensberatung
Booz Allen Hamilton, die in Zusammenarbeit mit der Ge-
sellschaft für Konsumforschung (GfK) erstellt wurde, be-
findet sich Deutschland im internationalen Vergleich der
E-Government-Umsetzung nur im Mittelfeld. 71% der be-
fragten 1.000 Bürgerinnen und Bürger kennen die Online-
Angebote der Behörden nicht, nur 5% der Behördenkon-
takte würden über das Internet abgewickelt. Mit diesen
Ergebnissen sieht das Unternehmen die anderen Studien
(EU-Kommission, UN) bestätigt, dass Deutschland nur
Durchschnitt sei. Hierfür wäre u.a. das fehlenden gesetz-
licher Standards verantwortlich, so Booz Allen Hamilton in
einer Pressemitteilung vom 14.04.2008 (http://boozallen.
decenturl.com/e-gov-mittelfeld).

Az.: I/2 830-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

278 Microsoft-Office-Format wird ISO-Standard
Nach zum Teil heftiger Kritik (vgl. StGB NRW-Mitteilung
Nr. 215/2008) hat die International Organization for Stan-
dardization (ISO) das Dokumentenformat Office Open XML
(OOXML) von Microsoft Anfang April zum Standard erho-
ben. Das Format wird seit Microsoft Office 2007 verwendet
und steht in gewisser Konkurrenz zum ebenfalls standardi-
sierten OpenDocument Format, das u.a. von OpenOffice
genutzt wird. Nähere Informationen sind der Pressemittei-
lung der ISO vom 02.04.2008 (http://www.iso.org/iso/
pressrelease.htm?refid=Ref1123) zu entnehmen. Die ISO
plant offenbar, dass die beiden Standards ODF und OOXML
zu harmonisieren.

Az.: I/2 840-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

279 SAGA 4.0 veröffentlicht
Die Koordinierungs- und Beratungsstelle der Bundesregie-
rung für Informationstechnik in der Bundesverwaltung
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(KBSt) hat die Version 4.0 der „Standards und Architektu-
ren für E-Government-Anwendungen“ (SAGA) veröffent-
licht (vgl. StGB NRW-Mitteilung 722/2006). In der neuen
Fassung wurden die Themen „IP-Telefonie“ (Voice-over-IP)
und „Registries“ neu eingeführt und das Thema „Smart-
cards“ weiter ausgebaut. Zu den Änderungen gehören u.a.
die Aufnahme des offenen Dokumentenformats „Office
Open XML“ (OOXML) und die Klassifizierung des „Open
Document Format“ (ODF) als „empfohlenen“ Standard
zum Austausch von bearbeitbaren Textdokumenten. Der
Standard zur Langzeitarchivierung PDF/A-1 ist nun zur
Anwendung „empfohlen“.

Das 2,4 MB-große PDF-Dokument ist im Internet unter
http://gsb.download.bva.bund.de/KBSt/SAGA/SAGA_v4.0.
pdf abrufbar.

Az.: I/2 805-01 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

280 Umsetzungsplan 2008 des BMI verabschiedet
Die Bundesregierung hat nach eigenen Angaben den vom
Bundesminister des Innern vorgelegten Umsetzungsplan
2008 zum Regierungsprogramm „Zukunftsorientierte
Verwaltung durch Innovationen“ einschließlich des Pro-
gramms „E-Government 2.0“ beschlossen. Als Inhalte wur-
den u.a. die Projekte D115, der Auf- und Ausbau von Kompe-
tenz- und Dienstleistungszentren, die Modernisierung des
Haushalts- und Rechnungswesens und die Förderung der
Breitbandversorgung ländlicher Räume aufgenommen.
Der Umsetzungsplan ist im Internet unter http://bmi.
bund.decenturl.com/umsetzungsplan2008 als PDF (300 kb)
abrufbar.

Az.: I/2 805-01 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

Jugend, Soziales und Gesundheit

281 Bewerberauswahl bei der Altenpflegeausbildung
Mit dem ersten „Abschlussjahrgang“ nach ihrer Neurege-
lung hat sich bei der Fachkraft-Ausbildung eine erhebliche
Verbesserung der Erfolgsquote bei den Absolventinnen
und Absolventen gezeigt. Um diese Quote, vor allem aber
die Zahl der erfolgreichen Absolventinnen und Absolven-
ten in der Altenpflegehilfeausbildung zu verbessern, hat
die Gesellschaft zur Förderung der Pflegequalität in Zu-
sammenarbeit mit Praktikern im Auftrag des nordrhein-
westfälischen Sozialministeriums ein Bewerberauswahl-
verfahren entwickelt.

Dieses Verfahren soll alle Beteiligten – Arbeitsgemein-
schaften, Arbeitsagenturen und Jobagenturen sowie die
Fachseminare und Träger der praktischen Ausbildung –
dabei unterstützen, die Auswahl geeigneter Bewerberin-
nen und Bewerber für die Altenpflegeausbildungen zu op-
timieren. Weitergehende Unterlagen sind dem Link www.
altenpflegeausbildung.nrw.de zu entnehmen.

Für Rückfragen zum Bewerberauswahlverfahren stehen
die Autoren, Herr PD Dr. Wolfgang Heinemann und Herr
Dipl.-Psych. Uwe Machleit, gerne zur Verfügung. Die Kon-
taktdaten beider finden sich am Ende der jeweiligen Erläu-
terungen und Hinweise zum Ausfüllen der Fragebögen.

Az.: III 874 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

282 EU-Studie zum sozialen Europa
Das Thema „Soziales Europa“ kommt immer mehr in den
Fokus kommunaler Interessen. Die Stichworte dazu sind
vielfältig. Genannt seien z.B. die Erbringung von sozialen
Diensten von allgemeinem Interesse (soziale Daseins-
vorsorgeleistungen), der Zugang von (EU-)Ausländern zu
sozialen Leistungen in der EU-Mitgliedsstaaten, Sozial-
und Beschäftigungsstandards oder die Organisation und
Finanzierung des öffentlichen Krankenhauswesens. Dies
löst u.a. Bedenken aus, dass die fortschreitende Globalisie-
rung soziale Standards auf nationaler Ebene aushöhlen
oder deren nachhaltige Finanzierbarkeit gefährden könn-
te. Jetzt hat die Europäische Kommission aktuell eine Stu-
die zum Thema „Soziales Europa“ vorgelegt.

Nach den Aussagen der Studie gibt es keinen durch empi-
rische Daten gesicherten Beweis dafür, dass die Globalisie-
rung zu einer Erosion der sozialen Errungenschaften ge-
führt hätte. Die Ausgaben für den Sozialschutz als Anteil
am BIP der EU seien in den beiden letzten Jahrzehnten sta-
bil geblieben und hätten sich seit Anfang der 90er Jahre
auf 27-28 % eingependelt. Den Daten zufolge gibt es eben-
so Fortschritte bei gemeinhin befürworteten sozialpoliti-
schen Zielen wie der Bekämpfung der ungleichen Arbeits-
entgelte für Männer und für Frauen und der Reduzierung
des geschlechterspezifischen Ungleichgewichts in der Be-
schäftigungsquote, obgleich hier die Differenzen nach wie
vor beträchtlich sind (Bei den Einkommen betrug der Un-
terschied zwischen Männern und Frauen in der EU im Jahr
2005 noch immer 15 %). Dies bedeute, dass Wettbewerbs-
erfolg nicht davon abhänge, wie viel an Sozialleistungen
bereitgestellt werde, sondern davon, wie sie genutzt wür-
den.

In der Studie wird aber auch die Notwendigkeit einer
Modernisierung der Sozialpolitik und des Investierens in
die Humanressourcen anerkannt, damit die EU optimalen
Nutzen aus den Chancen ziehen kann, die die Globali-
sierung bietet. Die Studie sowie weitere Informationen
sind im Internet verfügbar unter: http://ec.europa.eu/
employment_social/spsi/simglobe_de.htm

Az.: III 80-50 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

283 Neuordnung der SGB II-Leistungsträgerschaft
Das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes NRW hat
in seiner Sitzung am 16.04.2008 in Brühl folgenden Be-
schluss zur Neuordnung der SGB II-Leistungsträgerschaft
gefasst:

1. Das Präsidium appelliert an Bund und Länder, bald-
möglichst eine den Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts entsprechende und dem Hartz IV-Ziel der Leis-
tungen aus einer Hand gerecht werdende Lösung zur
künftigen SGB II-Aufgabenträgerschaft und -Finanzie-
rung zu schaffen. Die kreisangehörigen Städte und
Gemeinden erwarten, dass einerseits ihre Kompeten-
zen aus der Sozial- und Jugendpolitik sowie als Akteure
des örtlichen Arbeitsmarktes bei der Umsetzung der
Grundsicherung für Arbeitsuchende umfassend ge-
nutzt und andererseits jedwede Finanzierungsrisiken
bzw. eine Kommunalisierung der Kosten der Langzeit-
arbeitslosigkeit ausgeschlossen werden.

2. Angesichts der mit einer getrennten Aufgabenwahr-
nehmung verbundenen gravierenden Nachteile für die
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SGB II-Leistungssachbearbeitung und die verfahrens-
mäßige Stellung der Hilfeempfänger unterstützt das
Präsidium das Anliegen der Gemeindeverbände auf
Bundesebene, mit dem Bundesarbeitsminister und der
Bundesagentur für Arbeit eine kommunalfreundliche
Ausgestaltung des Modells Kooperatives Jobcenter als
Auffanglösung zu verhandeln. Aus Sicht der kreisange-
hörigen Städte und Gemeinden müssen vor einer et-
waigen flächenhaften Umsetzung dieses Modells die
erheblichen Schnittstellenprobleme durch Planspiel
bzw. Pilotierung in mehreren Regionen deutlich verrin-
gert werden.

Nach Auffassung des Präsidiums ist in rechtlicher Hin-
sicht für eine Realisierung der kooperativen Jobcenter
eine Änderung des SGB II unabdingbar. Da das Bundes-
verfassungsgericht eine eigenverantwortliche Wahr-
nehmung des eigenen Aufgabenbereichs durch den
jeweils zuständigen Verwaltungsträger verlangt, muss
zumindest eine Neujustierung der Beteiligungsrechte
von Agentur für Arbeit und kommunalem Träger im
Hinblick auf die Feststellung der Erwerbsfähigkeit/Hil-
febedürfigkeit, den Abschluss von Eingliederungsver-
einbarungen und die Entscheidung über Sanktions-
maßnahmen erfolgen.

Nachdrücklich fordert das Präsidium für den Fall einer
getrennten SGB II-Aufgabenwahrnehmung eine prag-
matische Lösung der sich abzeichnenden schwierigen
personalwirtschaftlichen Situation der kreisangehö-
rigen Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen.
Über das Angebot der Bundesagentur für Arbeit zum
Statuserhalt und zur Besitzstandswahrung hinaus
muss neben einer befristeten Abordnung bzw. Amtshil-
fe eine auf längere Sicht angelegte Personalgestellung
möglich bleiben.

3. Auch vor dem Hintergrund der Verbandsposition zur
Identität von Aufgaben- und Ausgabenverantwortung
und des mit der Föderalsmusreform I erreichten Ver-
bots einer unmittelbaren Aufgabenzuweisung vom
Bund an die Kommunen sollte nach Ansicht des Präsi-
diums eine dauerhafte Verlängerung und ggf. Auswei-
tung der bislang befristeten Optionslösung mit Blick
auf die damit verbundenen kommunalen Gestaltungs-
möglichkeiten nicht ausgeschlossen werden. Sowohl
unter dem Aspekt der Aufgabenzuweisung durch den
Bund als auch einer klaren Finanzierungsregelung be-
darf die Optionslösung als parallel laufendes Aufga-
benträgermodell allerdings einer Absicherung im
Wege der Verfassungsergänzung.

4. Im Übrigen unterstreicht das Präsidium die von der
Kleinen Kommission am 21.02. beschlossenen Leitlinien
zur Diskussion über die SGB II-Leistungsträgerschaft.

Az.: III 810-2/2 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

284 Runder Tisch „Hilfe für Kinder in Not“
Die Landesregierung hat am 08. April 2008 die Bildung
eines Runden Tisches „Hilfe für Kinder in Not“ beschlossen.
Beteiligt sind alle Ministerien der Landesregierung. Der
„Runde Tisch“ soll alle bestehenden Maßnahmen der Mi-
nisterien sammeln, bewerten und zu einem gemeinsamen
Handlungskonzept bündeln.

Es werden u.a. folgende Ziele verfolgt:

– Verbesserung der Bildungschancen unabhängig von
der sozialen Herkunft

– Stärkung der Erziehungskompetenz der Eltern

– Stärkung gesundheitlicher Prävention, insbesondere
Förderung gesunden Ernährungsverhaltens und von
Bewegung sowie medizinischer Früherkennung

– Schutz vor Vernachlässigung, Missbrauch und Gewalt

– Entschärfung räumlicher Brennpunkte

– Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

– Förderung der Berufstätigkeit der Eltern

– Bekämpfung von Arbeitslosigkeit

– Stärkung der Frauenerwerbstätigkeit

In einem weiteren Schritt sollen neben den Landesminis-
terien auch Vertreterinnen und Vertreter anderer Institu-
tionen wie zum Beispiel der Kommunen, Kirchen, Freien
Wohlfahrtspflege, Tarifparteien, freie Träger der Jugendhil-
fe, Verbände im Schulbereich zu dem Runden Tisch hinzu-
gezogen werden. Erste Ergebnisse sollen Anfang 2009 der
Öffentlichkeit vorgelegt werden.

Az.: III/2 717 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

285 Wettbewerb „familie@unternehmen.NRW“
Im Rahmen der EFRE Ziel 2-Förderung des Landes Nord-
rhein-Westfalen hat das Ministerium für Generationen,
Familie, Frauen und Integration den Wettbewerb „familie@
unternehmen.NRW“ gestartet. Mit diesem Wettbewerb
will das Ministerium ausgehend von zahlreichen Einzelini-
tiativen, die Unternehmen oder auch das Ministerium
selbst bereits angestoßen haben, einen landesweiten Im-
puls für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie
geben. Die besten Ideen sollen unter einem gemeinsamen
Dach gebündelt, ausgezeichnet und ihre Umsetzung fi-
nanziell gefördert werden. Dabei werden folgende thema-
tische Schwerpunkte gesetzt:

– familienfreundliche Personalpolitik

– familienfreundliche Unternehmenskultur

– familienfreundliche Unternehmensinfrastruktur

– „wild card“-Vorhaben außerhalb des Förderschwer-
punktes.

Teilnahmeberechtigt sind neben Unternehmen und Unter-
nehmensverbünden auch Kommunen und Kommunalver-
bände in Kooperation mit Unternehmen oder Unterneh-
mensverbünden sowie Gemeinschaftseinrichtungen der
Wirtschaft und der Arbeitnehmer, Stiftungen sowie Hoch-
schulen und sonstige Bildungs- und Forschungseinrichtun-
gen, wenn diese Projekte mit unmittelbarem Transferbe-
zug zu Unternehmen umsetzen.

Weitere Einzelheiten enthält eine Broschüre des MGFFI, die
unter www.ziel2-nrw.de oder www.mgffi.nrw.de herun-
tergeladen werden kann. Ferner steht für Fragen zum
Wettbewerb die für die Projektumsetzung verantwortliche
Prognos AG, Schwanenmarkt 21, 40213 Düsseldorf, Tel.:
0211/887-3131 (Fax: -3141), E-Mail: familie@unternehmen.
nrw.de zur Verfügung.

Az.: III 780 Mitt. StGB NRW  Mai 2008
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286 Wissenschaftliche Analyse der Elternbriefe
für Nordrhein-Westfalen

Elternbriefe als Bestandteil der Familienbildung im Rah-
men des § 16 SGB VIII, die wichtige Informationen und Hil-
fen zur Erziehung geben, gibt es in Nordrhein-Westfalen
seit den siebziger Jahren. Insgesamt handelt es sich hierbei
um ein gemeinsames Projekt des Bundes, des Landes
Nordrhein-Westfalen und der nordrhein-westfälischen
Kommunen.

Der Bund unterstützt die bundesweite Elternbrief-Vertei-
lung anteilig mit ca. 0,05 Euro pro Brief, das Land kommt
für den Druck und Vertrieb der in Nordrhein-Westfalen be-
nötigten Briefe auf und die Kommunen finanzieren den
direkten Versand der Elternbriefe an die Eltern. Das Land
stellt jährlich 170.000,-- Euro zur Verfügung.

Elternbriefe sind wichtige Informationsquellen und unter-
stützen die Eltern bei der Erziehung. Die Seite www.ane.de
bietet ausführliche Informationen zu den Briefen.

Das Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und In-
tegration (MGFFI) hat das Institut für soziale Arbeit e.V. in
Münster (ISA) beauftragt, Elternbriefe wissenschaftlich zu
untersuchen. Die Ergebnisse dieser Evaluation liegen nun
vor. Dabei wurden die von der Landesregierung geförder-
ten Elternbriefe, aber auch weitere in Deutschland erhältli-
che Elternbriefe anderer Anbieter untersucht. Die Analyse
wurde zudem international ausgeweitet. Die Studie ist auf
der Homepage des MGFFI unter www.mgffi.nrw.de unter
den Stichworten „Familie/Familienbildung“ veröffentlicht.

Az.: III/2 717 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

287 Positionspapier „Zukunft Quartier –
Lebensräume zum Älterwerden“

Die Radikalität des demographischen Wandels erfordert
von den gesellschaftlichen Gestaltern Mut für einen wei-
tergehenden Kurswechsel im Altenhilfesystem, als er im
bisherigen Pflegeweiterentwicklungsgesetz beschlossen
wurde. Die soziale Infrastruktur für die Stützung und Ver-
sorgung von Menschen, die auf Hilfe angewiesen sind,
muss in der Hand lokaler Verantwortungsgemeinschaften
liegen und darf nicht das Ergebnis spekulativer Investition
sein. Der weitere, wildwüchsige Neubau isolierter Pflege-
heime muss verhindert werden. Stattdessen sind lokale,
gemeinwesenorientierte Versorgungsangebote notwen-
dig, die generationenübergreifend zu kleinräumigen Un-
terstützungsstrukturen führen und die Eigenverantwor-
tung und Solidarität der Menschen vor Ort stärken.

Diesem Grundsatz folgend haben sich

• die Bank für Sozialwirtschaft AG, Köln

• die Bertelsmann-Stiftung, Gütersloh

• die Bremer Heimstiftung, Bremen

• die CBT – Caritas-Betriebsführungs- und Trägergesell-
schaft mbH, Köln

• das Evangelische Johanneswerk e.V., Bielefeld

• die Stiftung Liebenau, Meckenbeuren Liebenau

zum „Netzwerk: Soziales neu gestalten“ (SONG) zusam-
mengeschlossen.

Gemeinsames Ziel ist es, über bereits realisierte „Leucht-
turm-Projekte“ zu zeigen, dass es bessere Alternativen zu
isolierten Pflegeheimen gibt. Auf Basis dieser Praxis-Erfah-
rungen fordern die SONG-Partner politische Rahmenbe-
dingungen, die allgemeingültig solche Reform-Angebote
absichern und verstärken, die an den individuellen Bedürf-
nissen älterer Menschen ausgerichtet sind.

Das Positionspapier mit dem Titel „Zukunft Quartier – Le-
bensräume zum Älterwerden“ gibt den aktuellen Diskus-
sionsstand im Netzwerk wieder.

In dieser Veröffentlichung werden zentrale Handlungs-
empfehlungen an die seniorenpolitisch bedeutsamen Ak-
teure in der Freien Wohlfahrtspflege, in den Kommunen
sowie in Bund und Ländern gegeben.

Weitergehende Informationen über die Arbeit des Netz-
werks SONG, kommende Publikation,Veranstaltungen und
Ansprechpartner können der Projekt-Homepage www.
zukunft-quartier.de entnommen werden.

Az.: III/2 870 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

Wirtschaft und Verkehr

288 Ausschuss für Strukturpolitik und Verkehr
Auf Einladung von Bürgermeister Reinhold Weber fand am
09. April 2008 die 96. Sitzung des StGB-Ausschusses für
Strukturpolitik und Verkehr in Eslohe statt. Die Gemeinde
mit ihrer land- und forstwirtschaftlichen Prägung zeichne
sich nach den Worten von Bürgermeister Weber als länd-
liche Region mit intaktem Nebeneinander von Natur, Um-
welt und Wirtschaft aus. Die Wirtschaftskraft stütze sich
überwiegend auf kleine und mittelständische Unterneh-
men der Holzverarbeitung und -veredelung, der Metall-
und Kunststofftechnik sowie der Ketten- und Zahnräder-
herstellung. Mit weiteren Branchen wie dem Werkzeug-
und Maschinenbau, dem Hoch- und Tiefbau, dem Fahr-
zeugbau sowie Dienstleistung, Touristik und Einzelhandel
bildeten sie einen gesunden Branchenmix. Aktuell würden
auch Formen der interkommunalen Zusammenarbeit
praktiziert.

Zu Trends in der kommunalen Wirtschaftsförderung
Deutschlands referierte Dipl.-Ing. Markus Wessel, Ge-
schäftsführender Gesellschafter der Exper Consult Wirt-
schaftsförderung & Investitionen GmbH & Co. KG, Dort-
mund. In der Diskussion des Ausschusses wurde die unter-
schiedliche Aufgabenteilung von Kreis und Gemeinden bei
der Ansiedlung und der Bestandsförderung im Rahmen der
Wirtschaftsförderung deutlich. Insgesamt seien die Anfor-
derungen an die kommunale Wirtschaftsförderung gestie-
gen, der Netzwerkcharakter werde stärker betont, eine
Unternehmensberatung im engeren Sinne könne aller-
dings nicht der richtige Weg sein. Die Kooperation von
Kreis und Gemeinden wurde im Wesentlichen als kon-
struktiv eingeschätzt. In Teilen des ländlichen Raumes
müssten jedoch die regionalplanerisch begründeten Flä-
chenengpässe beseitigt werden, damit es keine ernsthaf-
teren Probleme für die Weiterentwicklung der Standorte
und ihrer Unternehmen gebe.

Geschäftsführer Giesen, Geschäftsstelle, führte dann in die
aktuelle Diskussion zur künftigen SGB II-Aufgabenträger-
schaft ein. Er verdeutlichte das Anliegen des Verbandes, die
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aktiven und passiven Leistungen des SGB II möglichst auch
zukünftig von einer Stelle, nämlich vom Job-Center aus, de-
zentral und bürgernah zu erbringen. Die 580.000 Langzeit-
arbeitslosen in NRW im ALG II könnten eine effiziente Be-
treuung erwarten. Nachdem das Bundesverfassungsge-
richt die Verwaltungsträger ausdrücklich auf das Prinzip
eigenverantwortlicher Aufgabenwahrnehmung verpflich-
tet habe, könne das Ideal „aus einer Hand“ jedenfalls bei
getrennter Leistungsträgerschaft kaum erreicht werden.
Andererseits müssten Modellvarianten einer Aufgaben-
zusammenführung bei einer Verwaltung sich der Frage
nach rechtlicher wie politischer Durchsetzbarkeit stellen.
Insofern gelte es, sich nicht vorschnell auf ein Konzept fest-
zulegen, das dem Grundsatz „Hilfen aus einer Hand“ nicht
voll gerecht werden könne; es sei richtig, mitzuverhandeln,
um eine kommunalfreundlichere Ausgestaltung eines
Modells „Kooperatives Jobcenter“ zu erreichen und parallel
hierzu das sog. Optionsmodell ggf. zu entfristen.
Hauptreferent Thomas, Geschäftsstelle, berichtete über
den aktuellen Sachstand in der Diskussion um die Ver-
ortung der einheitlichen Ansprechpartner nach der EU-
Dienstleistungsrichtlinie. Aufgabe der einheitlichen An-
sprechpartner sei die zielführende Betreuung ausländi-
scher Dienstleister im Hinblick auf die Erledigung von Ver-
waltungsverfahren, Ansiedlungsfragen usw. Damit seien
genau die Tätigkeiten angesprochen, die Experten vom
kommunalen Wirtschaftsförderer erwarteten. Dies sei
auch die Sichtweise der Städte und Gemeinden, weshalb
die kommunalen Spitzenverbände die Verortung der ein-
heitlichen Ansprechpartner auf der kommunalen Ebene
forderten.
Der Ausschuss fasste nach kurzer Diskussion einstimmig
folgenden Beschluss:
Der Ausschuss begrüßte die Ergebnisse des vom MWME zur
Verortung des einheitlichen Ansprechpartners nach der EU-
Dienstleistungsrichtlinie initiierten Planspiels als Bestäti-
gung der Leistungsfähigkeit der kommunalen Wirtschafts-
förderung und der Kommunalverwaltungen bei der Erbrin-
gung von Dienstleistungs- und Beratungsleistungen ge-
genüber Unternehmern aus dem In- und Ausland. Er stellte
kritisch fest, dass in das Planspiel-Verfahren zur Entschei-
dungsfindung lediglich fünf von 19 Kriterien eingeflossen
sind. Damit bestehe die Gefahr, dass die Verortung des ein-
heitlichen Ansprechpartners zu mehr als zwei Dritteln auf
Einschätzungen beruht, die nicht in einem objektivierten
prozessanalytischen Verfahren überprüft wurden. Der Aus-
schuss forderte das MWME auf, die von ihm angekündigte
Bewertung der 14 Restkriterien in einem offenen Dialog mit
den Kammerverbänden und den kommunalen Spitzenver-
bänden zu erörtern. Bei der abschließenden Entscheidung
zur Verortung der einheitlichen Ansprechpartner müssten
insbesondere auch die sehr eingeschränkten Möglichkeiten
des Landes berücksichtigt werden, ggf. notwendige Ände-
rungen des Bundesrechts tatsächlich durchzusetzen.
Hauptreferent Thomas, Geschäftsstelle, informierte ferner
unter dem Stichwort „Neuakzentuierung kommunaler
Straßenerhaltungsstrategien“ über die aktuelle Diskus-
sion in der Verkehrswissenschaft, verstärkt sog. „Shared
Spaces“ einzurichten. Diese Philosophie gehe in ihrer rei-
nen Form davon aus, dass öffentliche Straßen und Plätze
vollständig von verkehrsregelnden und -lenkenden Ein-
richtungen befreit würden. Jeder Verkehrsteilnehmer, ob
motorisiert oder nicht, müsse sich dann den Weg mit der
notwendigen Vorsicht und Rücksichtnahme suchen.

Selbstverständlich könne der Städte- und Gemeindebund
NRW eine solch radikale Umkehr der aktuellen Verkehrssi-
tuation in deutschen Städten und Gemeinden nicht errei-
chen und damit auch nicht fordern. Dennoch halte er eine
Rückbesinnung auf die Grundsätze der ständigen Vorsicht
und gegenseitigen Rücksicht für angebracht. Diese Formu-
lierungen seien in den zur Diskussion gestellten Thesen zur
Neuakzentuierung kommunaler Straßenerhaltungsstrate-
gien bewusst übernommen worden aus dem Wortlaut des
§ 1 StVO, also der Grundregel defensiven Verhaltens im
Straßenverkehr.

Der Ausschuss beschloss daraufhin die „Thesen zur Neuak-
zentuierung kommunaler Straßenerhaltungsstrategien“.
Zudem beschloss der Ausschuss die „Thesen zur Luftrein-
halteplanung in den kreisangehörigen Städten und Ge-
meinden“. Die Thesen sind jeweils in der Geschäftsstelle
abrufbar. Die 97. Sitzung des Ausschusses für Strukturpoli-
tik und Verkehr wird auf Einladung von 1. Beigeordneten
Rötters am 22.10.2008 in Moers stattfinden.
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289 Betriebssicherer Zustand von Eisenbahnstrecken
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom
25.10.2007 (3 C Nr. 51.06) entschieden, dass die Eisenbah-
ninfrastrukturunternehmen nach dem Allgemeinen Eisen-
bahngesetz verpflichtet sind, ihre Strecken in einem be-
triebssicheren Zustand für den Eisenbahnverkehr vorzu-
halten und nichtbetriebssichere Strecken wieder in einen
betriebssicheren Zustand zu versetzen. Die Infrastruktur-
unternehmen könnten sich von dieser Pflicht nicht durch
eine betriebliche Sperrung der Strecke befreien.

Eine genehmigungsbedürftige dauerhafte Einstellung des
Betriebs einer Eisenbahnstrecke liege auch dann vor, wenn
das Eisenbahninfrastrukturunternehmen sich vorbehält,
die Strecke möglicherweise in Betrieb zu nehmen. Sei
einem Eisenbahninfrastrukturunternehmen der weitere
Betrieb einer Strecke wirtschaftlich nicht mehr zumutbar,
sei es darauf verwiesen, dies in einem Stilllegungsverfah-
ren geltend zu machen. Dabei könne der Einwand der Un-
wirtschaftlichkeit grundsätzlich nicht gegen die Durchset-
zung einer bestehenden Betriebspflicht geltend gemacht
werden.

Schließlich hat das Bundesverwaltungsgericht zur Abgren-
zung einer nur vorübergehenden zu einer dauernden Ein-
stellung des Betriebes Stellung genommen. Eine Strecken-
sperrung sei nicht bereits dann als lediglich vorüberge-
hend einzustufen, wenn sich das Infrastrukturunterneh-
men die Entscheidung über die weitere Verwendung der
Strecke noch vorbehalten will. Eine nur vorübergehende
Betriebseinstellung könne nur dann angenommen wer-
den, wenn eine Inbetriebnahme in kurzer Frist wieder zu
erwarten sei. Zudem müsse die Unterbrechung des Betrie-
bes regelmäßig dazu dienen, die sichere Befahrbarkeit der
Strecke wieder herzustellen.

Az.: III 645-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

290 Bundesverwaltungsgericht zu
Mautausweichverkehr

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom
13.03.2008 (3 C 18/07) die Voraussetzungen für den Erlass
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von Durchfahrverboten zur Unterbindung von Mautaus-
weichverkehren präzisiert. Nach § 45 Abs. 9 Satz 3 StVO
können zum Schutz der Wohnbevölkerung vor Lärm und
Abgasen und aus Gründen der Sicherheit und Ordnung des
Verkehrs Beschränkungen und Verbote des fließenden Ver-
kehrs bei erheblichen Auswirkungen mautfluchtbedingt
veränderter Verkehrsverhältnisse angeordnet werden.

Zur Unterbindung solcher Verkehre hatten das Landrats-
amt Ansbach und die Stadt Dinkelsbühl ein Verbot für den
Durchgangsverkehr mit schweren Lkw auf einer bestimm-
ten Bundesstraße verhängt. Das auf die Zeit von 22.00 Uhr
bis 6.00 Uhr beschränkte Verbot wurde mit den Verkehrs-
zeichen 253 StVO und den Zusatzzeichen „Durchgangs-
verkehr“ und „12 t“ sowie einem weiteren Zusatzzeichen
mit der Angabe der tageszeitlichen Geltung der Sperrung
umgesetzt. In entsprechenden Fahrtrichtungen wurden
außerdem Zusatzzeichen mit der Angabe „B 25 Zufahrt
Landkreise Ansbach und Donau-Ries frei“ und „B 25 Zu-
fahrt Landkreis Ansbach frei“ angebracht. In Verkündungs-
blättern gaben die Straßenverkehrsbehörden außerdem
bekannt, dass Fahrten zum Be- und Entladen bei Unterneh-
men in einem Korridor von ca. 30 km Luftlinie westlich und
östlich der B 2 zwischen der Landkreisgrenze Donau-Ries
(nördliche Grenze) und der Autobahn A 8 West (südliche
Grenze) von dem Verbot ausgenommen seien.

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts konnten
die mit der Korridor-Regelung bezweckten Ausnahmen
vom nächtlichen Durchfahrverbot nicht durch eine nur
schriftlich ergangene und bekannt gegebene Allgemein-
verfügung geregelt werden. § 45 Abs. 4 Satz 1 StVO gebe
vielmehr vor, dass die Straßenverkehrsbehörden den Ver-
kehr nur durch Verkehrszeichen und -einrichtungen regeln
und lenken dürfen. Die aufgestellten Verkehrszeichen hät-
ten nicht den sich aus dem Sichtbarkeitsgrundsatz erge-
benden Anforderungen an die sofortige Erkennbarkeit
ihres Regelungsgehalts genügt. Da Verkehrszeichen sofort
zu befolgen seien, müsse eine durch deren Aufstellen be-
kannt gegebene Regelung klar, eindeutig und vollständig
sein. Dies sei bei einer Schilderkombination aus mindes-
tens 5 Verkehrszeichen nicht gewährleistet. Außerdem
hätten die Zusatzzeichen, mit denen die Zufahrt freigege-
ben werden sollte, ohne einen Rückgriff auf Hilfsmittel,
wie etwa eine Karte mit eingezeichneten Landkreisgren-
zen, von den Fahrern nicht sofort umgesetzt werden kön-
nen.
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291 EU-Aktionsplan Verkehrstelematik
Die Europäische Kommission hat Ende März 2008 einen
Aktionsplan für Intelligente Transport Systeme (ITS) ange-
kündigt und Überlegungen dazu vorgestellt. Mit einem
Maßnahmenpaket will die EU-Kommission die Entwick-
lung und Implementierung von Telematiklösungen be-
schleunigen und die gemeinsamen Ziele der verkehrsrele-
vanten Politikbereiche unterstützen. Einheitliche europäi-
sche Ansätze sollen dazu führen, dass die Anwendung der
ITS bei der Verkehrslenkung (z. B. Stauvermeidung, City-
Maut) und der Verkehrssicherheit schneller zu Ergebnissen
führen.

Wesentliche Felder des Aktionsplanes sind Verkehrsinfor-
mations- und Verkehrsmanagementsysteme sowie die
elektronische Sendungsverfolgung bei Lieferungen. Der

Aktionsplan soll jedoch auch Überlegungen zur weiteren
Differenzierung von Gebühren, entsprechend der Euro-
vignetten-Richtlinie (Ergänzung und Zeit, Entfernungs-
oder Emissionsfaktoren), zur Einführung eines digitalen
Tachografen sowie zur City-Maut enthalten.

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund steht einer Har-
monisierung in den genannten Bereichen eher skeptisch
gegenüber, da technische Harmonisierungen immer die
Gefahr einer begleitenden rechtlichen Regelung zu ihrer
Umsetzung bergen. Die deutsche Verkehrswirtschaft hin-
gegen begrüßt die Harmonisierung und Standardisierung
von ITS.
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292 Freistellung von Bahnbetriebswerken
Die öffentliche Bekanntmachung der Freistellung von
Bahnzwecken für Grundstücke, die Betriebsanlage der Ei-
senbahn sind oder auf dem sich Betriebsanlagen der Eisen-
bahn befinden, erfolgt seit dem 01. Januar 2008 im elektro-
nischen Bundesanzeiger. Entsprechende Freistellungen
von Grundstücken sollen nicht mehr in der Papierausgabe
des Bundesanzeigers veröffentlicht werden. Die Adresse
des elektronischen Bundesanzeigers ist www.ebundesan-
zeiger.de. Veröffentlichungen können dort kostenlos ein-
gesehen oder als pdf-Datei ausgedruckt werden.
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293 Pressemitteilung: Kommunales Engagement
für Langzeitarbeitslose

Der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen ap-
pelliert an Bund und Länder, für die Aufgabenträgerschaft
und Finanzierung der Grundsicherung für Arbeitsuchende
(Hartz IV) baldmöglichst eine Lösung zu finden, die den
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts entspricht. „Die
kreisangehörigen Städte und Gemeinden haben ein vitales
Interesse an der Einbeziehung ihrer Kompetenz aus der
Sozial- und Jugendpolitik sowie als Akteure des örtlichen
Arbeitsmarktes in die Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de,“ bekräftigte der Präsident des Städte- und Gemeinde-
bundes NRW, Bergkamens Bürgermeister Roland Schäfer,
heute in Brühl vor dem Präsidium des Verbandes. Den er-
werbsfähigen Langzeitarbeitslosen müssten möglichst
über „Hilfen aus einer Hand“ Perspektiven für eine Integra-
tion in den Arbeitsmarkt geboten werden. Ihr Lebensun-
terhalt sei zu sichern und ihre Eigenständigkeit sei zu erhö-
hen.

Das Bundesverfassungsgericht hatte am 20.12.2007 ent-
schieden, dass die SGB II-Arbeitsgemeinschaften gegen
das Verbot der Mischverwaltung – und damit gegen das
Prinzip eigenverantwortlicher Aufgabenwahrnehmung –
verstoßen. Somit sei jeder Verwaltungsträger verpflichtet,
seine Aufgaben grundsätzlich durch eigene Verwaltungs-
einrichtungen – also mit eigenem Personal, eigenen Sach-
mitteln und eigener Organisation – zu erledigen. „Soweit
eine grundlegend neue, dem Hartz IV-Ziel der ‚Leistungen
aus einer Hand’ entsprechende Lösung nicht zustande
kommt, muss ein kommunalfreundliches Modell der Ko-
operation mit der Bundesagentur für Arbeit geschaffen
werden“, bekräftigte Schäfer. Als kommunaler Spitzenver-
band auf Landesebene unterstütze man daher die Ver-
handlungen der Gemeindeverbände auf Bundesebene
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zum Konzept eines Jobcenters. „Es gilt die gravierenden
Nachteile, die durch eine getrennte Aufgabenwahrneh-
mung für die Grundsicherungsempfänger und die Leis-
tungssachbearbeitung entstehen, zu vermeiden“, erläuter-
te Schäfer.

Aus Sicht der kreisangehörigen Städte und Gemeinden
müssten vor einer Umsetzung beispielsweise des Modells
„Kooperatives Jobcenter“ mögliche Schnittstellenproble-
me aufgespürt und im Vorfeld beseitigt werden. Dies
könne etwa durch Planspiele oder einen Pilotbetrieb in
mehreren Regionen geschehen. Zudem müsse zur Realisie-
rung des Kooperationsmodells auch das Sozialgesetzbuch
II geändert werden.

Nachdrücklich fordere der Städte- und Gemeindebund
NRW – so Schäfer – für den Fall einer getrennten SGB II-
Aufgabenwahrnehmung eine sachgerechte Lösung für das
Personal der kreisangehörigen Kommunen. Derzeit biete
die Bundesagentur für Arbeit wechselwilligen kommuna-
len Bediensteten an, dass ihr Status und ihre Rechte aus
den bisherigen Arbeitsverträgen erhalten blieben. Neben
einer befristeten Abordnung oder Amtshilfe müsse aber
auch eine auf längere Sicht angelegte Personalgestellung
möglich bleiben.

Nicht ausschließen wollten die Kommunen eine dauerhaf-
te Verlängerung oder Ausweitung der so genannten Op-
tion, bei der bislang in Nordrhein-Westfalen acht Landkrei-
se und zwei kreisfreie Städte als kommunale Träger die
Aufgaben der Agentur für Arbeit wahrnehmen. Jedoch
müsse die Optionslösung durch Verfassungsänderung ab-
gesichert werden – sowohl unter dem Aspekt einer Aufga-
benzuweisung durch den Bund als auch unter dem Blick-
winkel einer klaren Finanzierungsregelung, betonte Schä-
fer. Im Übrigen müsste bei allen Modellen einer künftigen
SGB II-Aufgabenträgerschaft jedes finanzielle Risiko oder
gar eine Kommunalisierung der Kosten der Langzeit-
arbeitslosigkeit ausgeschlossen sein.

Az.: III Mitt. StGB NRW  Mai 2008

Bauen und Vergabe

294 Stellungnahme zur Neufassung des
Raumordnungsgesetzes

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) hat einen Referentenentwurf für ein
neues Raumordnungsgesetz erarbeitet und den Ländern
sowie den Verbänden zur Anhörung zugeleitet. Die Bun-
desvereinigung der kommunalen Spitzenverbände hat mit
Datum vom 19.03.2008 zu diesem Referentenentwurf Stel-
lung genommen.

Die Raumordnung soll für einen nachhaltigen Ausgleich
der vielfältigen sozialen, wirtschaftlichen und ökologi-
schen Ansprüche an den Raum sorgen, indem sie diesen
durch Aufstellung überörtlicher fachüberübergreifender
Raumordnungspläne, durch raumordnerische Zusammen-
arbeit und durch Abstimmung raumbedeutsamer Planun-
gen und Maßnahmen entwickelt, ordnet und sichert. Das
Raumordnungsgesetz des Bundes enthält dafür die ge-
setzlichen Grundlagen. Es ist in seiner jetzigen Fassung seit
dem 1. Januar 1998 in Kraft und wurde zuletzt geändert am
9. Dezember 2006.

Nachfolgend ist die Bundesvereinigungs-Stellungnahme
wiedergegeben:

„Anrede,

für die Übersendung des Referentenentwurfes zur Novelle
des ROG und die Gelegenheit zur Stellungnahme danken
wir Ihnen.

Allgemein:

Die kommunalen Spitzenverbände begrüßen den vor-
gelegten Entwurf als gelungene Umsetzung der mit der
Förderalismusreform neugeordneten Gesetzgebungs-
kompetenzen. Die Straffung und Neustrukturierung der
Regelungen trägt zur besseren Übersichtlichkeit und
Verständlichkeit der Normen bei. Vor dem Hintergrund
des nun bestehenden Abweichungsrechts der Länder ist es
aus unserer Sicht ein wichtiges Anliegen, eine Zersplitte-
rung des Raumordnungsrechts in Bund und Ländern zu
vermeiden. Dem entspricht der vorgelegte Entwurf, in
dem er im Konsens mit den Ländern nur das aus fach-
licher Sicht unbedingt Erforderliche als bundeseinheit-
liches Raumordnungsrecht normiert und im Übrigen
den Ländern ausreichende Regelungskompetenz belässt,
um den landespezifischen Besonderheiten Rechnung
tragen zu können. Darüber hinaus erwarten die kommu-
nalen Spitzenverbände von der Novelle des ROG eine
Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung und ins-
besondere der gemeindlichen Planungshoheit. Dafür ist
insbesondere neuen Formen interkommunaler Koopera-
tionen der Vorrang vor einer Steuerung von oben einzu-
räumen. Dieses Anliegen wird im Grundsatz durch den
vorliegenden Entwurf gewahrt: Insbesondere in der Neu-
fassung des § 13 „Raumordnerische Zusammenarbeit“
sehen wir eine verstärkte Anerkennung auch der inter-
kommunalen Partner als eigenständige Akteure im Be-
reich der Raumordnung sowie der Landes- und Regional-
planung.

Zu einzelnen Regelungen haben wir folgende Anmerkun-
gen:

Zu „§ 2 Grundsätze der Raumordnung“ ROG-E

Zu begrüßen ist, dass Ballungszentren und der ländliche
Raum sowie strukturschwache und strukturstarke Regio-
nen als gleichberechtigte Partner im Sinne der Umsetzung
der Leitgedanken des ROG anerkannt werden. Ausdrück-
lich befürwortet wird in diesem Zusammenhang auch die
gesetzliche Anerkennung der raumordnerischen Zusam-
menarbeit mittels vielfältiger Kooperationsformen. Die
Grundsätze für die Raum- und Siedlungsstrukturen (Abs. 2
Nr. 2), für Infrastruktureinrichtungen und Anforderungen
an die Mobilität (Abs. 2 Nr. 3) und für den Umwelt- und Kli-
maschutz (Abs. 2 Nr. 6) bilden durch ihre vorrangige Aus-
richtung auf vorhandene Siedlungen, das Zentrale-Orte-
Konzept und Nachverdichtungen eine konsequente Wei-
terentwicklung der bereits in anderen Fachgesetzen und -
politiken begonnen Konzentration auf die Innenentwick-
lung.

Der Begriff der „kritischen Infrastruktur“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3, 1.
Abs. ROG-E) ist nach unserer Auffassung eher missver-
ständlich, da das Gemeinte (Infrastrukturen mit wichtiger
Bedeutung für das staatliche Gemeinwesen) sich daraus
nicht ohne weiteres ableiten lässt. Wir schlagen daher vor,
statt des Adjektivs „kritisch“ eine klarere Bezeichnung zu
verwenden.
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Zu „§ 17 Raumordnungspläne für den Gesamtraum und für
die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone“ ROG-E

Die neugeschaffene Kompetenz des Bundes in Abs. 2 bei
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen in einem Raum-
ordnungsplan unter Beteiligung der in ihren Belangen be-
rührten öffentlichen Stellen die Anbindung von See-/Bin-
nen- und Flughäfen an Bundesinfrastruktur festlegen zu
können, erscheint sachgerecht und sinnvoll. Wir gehen
dabei davon aus, dass die Städte und Gemeinden als Träger
der Planungshoheit bei Aufstellung von Raumordnungs-
plänen nach Abs. 2 stets in ihren Belangen berührt und
entsprechend zu beteiligen sind. Die derzeitigen Ausfüh-
rungen in der Begründung lassen den Schluss zu, dass
durch einen Raumordnungsplan nach Abs. 2 eine rechtli-
che Bindungswirkung zunächst nur für den Bund entsteht.
Wir schlagen jedoch vor, entweder im Gesetz selbst oder
zumindest in der Begründung noch deutlichere Klarstel-
lungen zu Umfang und Auswirkungen dieser Kompetenz
vorzunehmen. Wünschenswert wären insbesondere Aus-
führungen zum Verhältnis des Raumordnungsplans zur
Bundesverkehrswegeplanung des Bundes, zur Bindungs-
wirkung für die Länder und für die kommunale Bauleit-
planung hinsichtlich von Trassenfestlegungen. Unklar ist
auch, für welche Fälle und unter welchen Voraussetzungen
Ausnahmen und Zielabweichungen (§ 21 ROG-E) von
Raumordnungsplänen nach Abs. 2 denkbar sind.

Für eine Berücksichtigung unserer Anregungen wären wir
dankbar.

Mit freundlichen Grüßen“

Az.: II/1 610-23 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

295 Transparenz- und Gleichbehandlungsgebot
auch unterhalb der Schwellenwerte

Der EuGH hat in einem Urteil vom 21.02.2008 – Rs. C-
412/04 – folgende Feststellungen getroffen:

1. Steht fest, dass ein Auftrag unterhalb der Schwellen-
werte eine bestimmte grenzüberschreitende Bedeu-
tung hat, liegt in seiner ohne jede Transparenz erfol-
genden Vergabe an ein im Mitgliedstaat des öffent-
lichen Auftraggebers niedergelassenes Unternehmen
eine Ungleichbehandlung zum Nachteil der in einem
anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Unterneh-
men, die an diesem Auftrag interessiert sein könn-
ten.

2. Eine solche Ungleichbehandlung stellt, sofern sie nicht
durch objektive Umstände gerechtfertigt ist, eine nach
den Art. 43 und 49 EG-Vertrag verbotene mittelbare
Diskriminierung dar.

3. Gleichwohl sind die Mitgliedstaaten nicht verpflichtet,
in ihre Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Baukoor-
dinierungsrichtlinie 93/37/EWG Bestimmungen aufzu-
nehmen, die auf di Pflicht zur Beachtung der Art. 43
und 49 EG-Vertrag hinweisen.

Problem/Sachverhalt

Die italienische Regierung erließ im Jahr 2002 ein Rahmen-
gesetz für öffentliche Bauaufträge. Das Gesetz sieht unter
anderem die Möglichkeit der direkten Vergabe von einzel-
nen Bauleistungen eines Vorhabens, nämlich von Erschlie-
ßungsmaßnahmen, an den Inhaber einer Baugenehmi-

gung oder den durch einen genehmigten Erschließungs-
plan Berechtigten vor, wenn der Wert dieser Leistungen
isoliert betrachtet unterhalb der Schwelle für die Anwen-
dung der Baukoordinierungsrichtlinie 93/37/EWG liegt. Die
Kommission rügt im Rahmen ihrer Vertragsverletzungskla-
ge unter anderem, dass das Gesetz die direkte Vergabe von
Bauleistungen ermögliche, ohne dass die Anwendung der
im EG-Vertrag aufgestellten Grundsätze der Transparenz
und Gleichbehandlung ausdrücklich garantiert werde.

Entscheidung

Der EuGH weist die Rüge insoweit zurück. Ein Verstoß
gegen den EG-Vertrag liegt nicht vor. Zwar gilt das Verbot
einer Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit
nach Art. 43, 49 EG-Vertrag auch bei Vergaben unterhalb
der Schwellenwerte. Auch hier liegt eine verbotene mittel-
bare Diskriminierung vor, wenn ein Auftrag eine bestimm-
te grenzüberschreitende Bedeutung hat, die Vergabe ohne
jede Transparenz erfolgt und dies nicht durch objektive
Umstände gerechtfertigt ist. Jedoch besteht keine gesetz-
geberische Pflicht zum Hinweis auf die Beachtung der
Grundfreiheiten, da die Anwendung des primären Ge-
meinschaftsrechts hiervon nicht abhängt.

Praxishinweis

Mit der Entscheidung setzt der EuGH seine im Zusammen-
hang mit Dienstleistungskonzessionen begonnene Recht-
sprechung („Teleaustria“, IBR 2001, 116) fort, wonach auch
bei nicht den EU-Richtlinien unterfallenden Vergaben
unter bestimmten Umständen ein Mindestmaß an Trans-
parenz sichergestellt sein muss. Bei Missachtung besteht
(theoretisch) die Gefahr eines Vertragsverletzungsverfah-
rens. Wann aber ein „bestimmtes“ (oder „eindeutiges“, so
EuGH, Urteil vom 13.11.2007 – Rs. C-507/03) grenzüber-
schreitendes Interesse vorliegt und wie man die gebotene
Transparenz herstellen kann, ohne gleichzeitig ausschrei-
ben zu müssen, ist weiterhin unklar.

(Quelle: IBR, April 2008, S. 229)

Az.: II/1 608-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

296 OLG München zur rechtlichen Bedeutung
des Angebotsbegleitschreibens

Das OLG München hat in einem Beschluss vom 21.02.2008
– Verg 1/08 – folgendes festgestellt:

1. Das Begleitschreiben des Bieters ist regelmäßig Be-
standteil seines Angebots.

2. Die auf der Rückseite des Begleitschreibens abgedruck-
ten Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) werden
bei Zuschlag in den Vertrag einbezogen.

3. Auch wenn durch die AGB des Bieters keine Änderun-
gen oder Ergänzungen an den Verdingungsunterlagen
gemäß § 21 Nr. 1 Abs. 2 VOB / A vorgenommen werden,
können die sich nicht deckenden Willenserklärungen
nicht zu dem beabsichtigten Vertragsschluss führen.

Problem/Sachverhalt

Ein Bauunternehmer legt den ausgefüllten Verdingungs-
unterlagen ein Begleitschreiben bei, auf dessen Rückseite
seine Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) abge-
druckt sind. Das staatliche Bauamt schließt das Angebot
aus, da diese AGB in mehreren Punkten der VOB/B wider-
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sprechen. Der Bauunternehmer legt sofortige Beschwerde
ein. Er trägt vor, dass die auf der Rückseite des Begleit-
schreibens aufgedruckten AGB nicht zur Abänderung der
vorgegebenen Vertragsunterlagen eingereicht worden
seien und das Anschreiben nicht Teil des Angebots sei.

Entscheidung

Ohne Erfolg! Das Angebot ist zwingend auszuschließen, da
es nicht den Anforderungen der geforderten Vertragsbe-
dingungen entspricht. Zwar ist dieser Ausschlussgrund
nicht ausdrücklich in der VOB genannt – der Bieter nimmt
keine Änderungen oder Ergänzungen an den Verdingungs-
unterlagen vor – doch können die sich nicht deckenden
Willenserklärungen nicht zu dem beabsichtigten Vertrags-
schluss führen. Das Begleitschreiben des Bieters ist regel-
mäßig Bestandteil seines Angebots (OLG Frankfurt, IBR
2007,512). Sofern das Schreiben angebotsrelevante Inhalte
wie Allgemeine Geschäftsbedingungen umfasst, muss die
Vergabestelle diese Erklärungen berücksichtigen. Es ist
dann eine Frage der Auslegung des Angebots, wie sich die
im Begleitschreiben aufgeführten Inhalte in den Gesamt-
kontext des Angebots einfügen. Die Vergabesteile kann
ohne konkrete Anhaltspunkte nicht unterstellen, dass der
Bieter dem Angebot nur versehentlich Unterlagen beige-
fügt hat. Ein Rechtssatz, dass auf der Rückseite eines
Schreibens abgedruckte AGB nicht in ein Angebot einbezo-
gen werden können, besteht nicht. Die Obliegenheit eines
ausdrücklichen Hinweises für die Einbeziehung von AGB
gilt nach § 310 Abs. 1 BGB nicht gegenüber juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts.

Praxishinweis

Ob der bloße Abdruck von AGB auf der Rückseite eines
Schreibens für deren Einbeziehung genügt, ist zivilrecht-
lich streitig (siehe Palandt, Komm. BGB, 67. Aufl., 2008,
§ 305 Rz. 29). Entsprechend streitig ist auch die Vergabe-
rechtsprechung (s. Weyand, ibr-online-Kommentar Verga-
berecht, Stand 09.01.2008, § 25 VOB/A, Rz. 107.5.1.3.7). Der
Bauunternehmer hätte aber gut daran getan, auf das in
der Sache völlig überflüssige Begleitschreiben ganz zu ver-
zichten. Denn einen Sinn gibt ein solches Schreiben insbe-
sondere nur, wenn tatsächlich ein Nebenangebot abgege-
ben werden soll (siehe aber VOB/A § 10 Nr. 5 Abs. 4 und § 21
Nr. 3) oder mangels Aufklärung durch den Auftraggeber
eine Klarsteilung zum Inhalt des Angebots notwendig ist
(OLG Schleswig, IBR 2007, 62).

(Quelle: IBR, April 2008, S. 232)

Az.: II/1 608-00 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

Umwelt, Abfall und Abwasser

297 Oberverwaltungsgericht Hamburg stoppt
gewerbliche Altpapiersammlung

Das Oberverwaltungsgericht hat in einem Eilverfahren mit
Beschluss vom 8.4.2008 (Az.: 1 BS 68/08) einem gewerbli-
chen Sammler vorläufig untersagt, in der Stadt Hamburg
weiter blaue Altpapiertonnen bei den privaten Haushal-
tungen aufzustellen. Hintergrund ist eine Untersagungs-
verfügung der Stadt Hamburg gegen den gewerblichen
Sammler, die zurzeit noch vor dem VG Hamburg Gegen-
stand eines Eilverfahrens ist. Es bleibt abzuwarten, ob sich

die Rechtsprechungslinie verfestigt, wonach im Zweifels-
fall erst detailliert in einem Hauptsacheverfahren geprüft
werden kann, ob einer gewerblichen Altpapiersammlung
überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen
können und eine solche Prüfung nicht im Rahmen eines
gerichtlichen Eilverfahrens erfolgen kann, mit der Folge,
dass gewerbliche Altpapiersammlungen solange unter-
bleiben müssen, weil gewerbliche Altpapiersammlungen
lediglich die Ausnahme zur Regel-Entsorgung durch die öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bilden (so jeden-
falls: VGH München, Beschluss vom 12.01.2005 – Az.: 20 CS
04.2947 – Natur und Recht 2006, S. 114; vgl. auch: VG
Schleswig, Urteil vom 23.03.2006 – Az.: 12 A 147/04 -, bestä-
tigt im OVG Schleswig, Beschluss vom 17.01.2006 – Az.:
4 MB 121/05; VG Frankfurt, Beschluss vom 23.05.1997 – Az.:
9 G 1205/97 (V) – NVwZ-RR 1998, S. 167; Queitsch, Abfall-
recht 2008, S. 78 ff.).

Az.: II/2 31-02 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

298 Oberverwaltungsgericht NRW zum
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage

Das OVG NRW hat mit Beschluss vom 14.03.2008 (Az.: 15 A
480/08) nochmals klargestellt, dass sich der Anschluss-
und Benutzungszwang für Schmutzwasser an die öffentli-
che Abwasseranlage der Gemeinde schon daraus rechtfer-
tigt, dass die zentralisierte Beseitigung des Schmutzwas-
sers durch die Gemeinde einen maßgeblichen Gesichts-
punkt der Volksgesundheit darstellt. So erübrigt sich nach
dem OVG NRW die Funktionsfähigkeit einer Vielzahl von
Kleinkläranlagen durch Überwachung oder entsprechende
Anordnungen bei Missständen sicherzustellen. Dadurch
wird nach dem OVG NRW die Sicherheit der Schmutzwas-
serbeseitigung erhöht, was der Volksgesundheit dient (so
zuletzt auch: OVG NRW, Beschluss vom 19.10.2006 – Az.:
15 A 3396/06 –, S. 2 f. des amtlichen Umdrucks; OVG NRW,
Beschluss vom 05.06.2003 – Az.: 15 A 1738/03 –, NWVBl
2003, S. 435 f.

Darüber hinaus folgte das OVG NRW auch dem Vortrag des
Klägers nicht, dass er enorme Kosten durch den Anschluss
an ein Druckentwässerungssystem zu verzeichnen habe.
Nach dem OVG NRW waren die vom Kläger geltend ge-
machten Kosten nicht nachvollziehbar, weil sie dem allge-
mein bekannten Umstand widersprachen, dass die Verle-
gung einer Druckleitung wegen des geringeren Durchmes-
sers und der oberflächennahen Verlegung regelmäßig we-
niger kostet als eine Freigefälleleitung, so dass ein Druck-
anschluss trotz der Notwendigkeit eines Pumpwerks sogar
günstiger sein kann als die Entwässerung im Freigefälle
(vgl. zum Verhältnis von Druckentwässerung und Freige-
fälleentwässerung auch: OVG NRW, Urteil vom 25.07.2006
– Az.: 15 A 2089/04 –, NWVBl 2007, S. 151 f.).

Az.: II/2 24-30 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

299 Verwaltungsgericht Münster zu
gewerblichen Abfallsammlungen

Das VG Münster hat mit Beschluss vom 28.03.2008 (Az. 7 L
163/08) die Untersagungsverfügung einer kreisangehöri-
gen Stadt in Nordrhein-Westfalen in einem Verfahren zur
Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes für rechtswidrig
erklärt. Der für die beklagte Stadt tätige private Entsor-
gungsunternehmer wollte auf den privaten Grundstücken
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im Stadtgebiet blaue Altpapiertonnen für eine gewerb-
liche Sammlung von Altpapier aufstellen, weil die Stadt
lediglich mit einer städtischen, gemeinnützigen GmbH
eine grundstücksbezogene Altpapierbündelsammlung alle
14 Tage durchführte. Die beklagte Stadt untersagte die ge-
werbliche Sammlung unter Hinweis darauf, dass hierdurch
ihre Altpapierbündelsammlung in der Funktionsfähigkeit
beeinträchtigt werde.

Das VG Münster folgte dieser Argumentation der beklag-
ten Stadt nicht.

Zunächst weist das VG Münster darauf hin, dass die kreis-
angehörige Stadt nicht befugt sei die gewerbliche Samm-
lung zu untersagen, sondern es sei allein Aufgabe des
Landkreises in der Funktion als untere Umweltbehörde
bzw. untere Abfallwirtschaftsbehörde eine solche Untersa-
gungsverfügung im Hinblick auf die Durchführung einer
gewerblichen Abfallsammlung für Altpapier auszuspre-
chen.

Die kreisangehörige Stadt sei mit Blick auf ihre Zuständig-
keit für das Einsammeln und Befördern von Abfällen (§§ 15
Abs. 1 Satz 1, 13 Abs. 1 Satz Kreislaufwirtschaft- und Abfall-
gesetz, § 5 Abs. 6 Satz 1 Landesabfallgesetz NRW) lediglich
befugt, im Rahmen der von ihr betriebenen öffentlichen
Abfallentsorgungseinrichtung aus der Anstaltsgewalt he-
raus Anordnungen gegenüber den Benutzern der öffent-
lichen Abfallentsorgungseinrichtung zu treffen. Bei der an-
gegriffenen Untersagungsverfügung handele es sich aber
nicht um einen auf diese Ermächtigung beruhenden Ver-
waltungsakt, denn die Untersagungsverfügung betreffe
nicht ein zwischen der Antragstellerin und der Stadt beste-
hendes Benutzungsverhältnis.

Mit Blick auf die gesetzlichen Vorgaben für die Zulässigkeit
einer gewerblichen Abfallsammlung gemäß § 13 Abs. 3 Satz
1 Kreislaufwirtschaft- und Abfallgesetz sei vielmehr der
Kreis zuständig. Der Nachweis der ordnungsgemäßen und
schadlosen Verwertung sei gegenüber dem Kreis zu erbrin-
gen, denn nur dieser dürfe nach den §§ 15 Abs. 1 Satz 1, 13
Abs. 1 Satz 1 Kreislaufwirtschaft- und Abfallgesetz, § 5 Abs. 1
Landesabfallgesetz NRW im Rahmen seiner Befugnis zur
Überwachung der ordnungsgemäßen Verwertung von Ab-
fällen, eine Untersagungsverfügung auf das Fehlen der
Voraussetzungen des § 13 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Kreislaufwirt-
schaft- und Abfallgesetz (nämlich hier: das entgegenste-
hende überwiegende öffentliche Interesse) stützen.

Die angegriffene Untersagungsverfügung ist nach dem VG
Münster auch materiell rechtswidrig, soweit darin fest-
gestellt wird, dass der gewerblichen Sammlung des Alt-
papiers überwiegende öffentliche Interessen entgegenste-
hen. Insoweit bezieht sich das VG Münster wörtlich auf die
zuletzt ergangenen Entscheidungen des OVG Lüneburg
(Beschluss vom 24.01.2008 – Az. / ME 192/07) und des
Verwaltungsgerichtshofes Mannheim (Beschluss vom
11.02.2008 – Az. 10 S 2422/07) wonach das Entgegenstehen
überwiegender öffentlicher Interessen ohne die Feststel-
lung konkreter, nicht mehr hinnehmbarer Beeinträchti-
gungen der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung nicht
bejaht werden kann. Insoweit lässt das VG Münster nicht
die Argumentation der beklagten Stadt gelten, dass bei
Durchführung der gewerblichen Sammlung für sie nur
noch die Reserve- und Auffangfunktion überbleibe und im
Falle der Einstellung der gewerblichen Sammlung durch
den gewerblichen Sammler ein wegen Unwirtschaftlich-
keit stillgelegtes Einsammlungssystem für Altpapier nicht

mehr sofort wieder aktiviert werden könnte. Das VG Müns-
ter sieht hierin keine tragfähige Argumentation, weil
dieses die regelmäßige Folge der vom Gesetzgeber in § 13
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Kreislaufwirtschaft- und Abfallgesetz
vorgesehenen Zulassung gewerblicher Sammlungen von
Abfällen sei. Der Gesetzgeber mute dem öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger – so das VG Münster – insoweit
eine gewisse Flexibilität beim Aufbau und der Unterhal-
tung der Abfallentsorgungsstruktur zu. Soweit die beklag-
te Stadt die Entwertung der Investitionen der Stadt in ihr
Altpapiereinsammelsystem und die Notwendigkeit der
Kündigung von Beschäftigungsverhältnissen bei der städ-
tischen Beschäftigungsgesellschaft vortrug, sieht das VG
Münster auch darin hierin keine der gewerblichen Samm-
lung entgegenstehenden überwiegenden öffentlichen In-
teressen.

Berücksichtigungsfähig sind – so das VG Münster – im Rah-
men der Überprüfung des überwiegenden öffentlichen In-
teresses nach § 13 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Kreislaufwirtschaft-
und Abfallgesetz nur umweltrechtliche Belange, nicht aber
fiskalische Belange oder die Verfolgung (wenn auch sinn-
voller) sozial- bzw. beschäftigungspolitischer Ziele und
Zwecke. Fiskalische Gesichtspunkte könnten allenfalls mit-
telbar zum Tragen kommen, nämlich dann, wenn die Funk-
tionsfähigkeit der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung
in der Folge der gewerblichen Sammlung bzw. im Falle
ihrer Einstellung aus finanziellen Gründen tatsächlich
nicht mehr zu gewährleisten sei. Hinreichende konkrete
Anhaltspunkte, die die Annahme rechtfertigten, die Stadt
sei in Folge der gewerblichen Sammlung durch den priva-
ten Entsorgungsunternehmer zur Gewährleistung der
Funktionsfähigkeit der Abfallentsorgung nicht mehr in der
Lage, seien – so das VG Münster – nicht erkennbar.

Die Geschäftsstelle weist ergänzend auf Folgendes hin:

Die Entscheidung des VG Münster reiht sich in die zuletzt
ergangenen gerichtlichen Entscheidungen zu gewerbli-
chen Abfallsammlungen ein (siehe hierzu: Mitteilungen
des StGB NRW 2008 Nr. Nr. 185 und Nr. 241). Diese Recht-
sprechungslinie verkürzt allerdings die Sichtweise jeweils
auf die in Rede stehende einzelne gewerbliche Abfall-
sammlung und blendet aus, dass auch mehrere gewerbli-
che Altpapiersammlungen auf einem Stadtgebiet denkbar
sind, die dann in der Folge zu einer massiven Beeinträchti-
gung der Funktionsfähigkeit der Abfallerfassung durch
eine Stadt führen können.

Insoweit verdient die Rechtsprechung Zustimmung, die in
der Vergangenheit bislang in Verfahren zur Gewährung
vorläufigen gerichtlichen Rechtsschutzes dokumentiert
hat, dass gewerbliche Sammlungen die Ausnahme von der
Regelentsorgung über die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger sind und deshalb gewerbliche Sammlungen
solange unterbleiben müssen, bis in einem Hauptsache-
verfahren die Sach- und Rechtslage ausführlich und inten-
siv einer Klärung zugeführt werden konnte (so ausdrück-
lich: VGH München, Beschluss vom 12.01.2005 – Az. 20 CS
04.2947 – Natur und Recht 2006, S. 114). Diese Rechtspre-
chung des Verwaltungsgerichtshofes für das Land Bayern
(VGH München) ist konsequent, denn die Auswirkungen
einer gewerblichen Sammlung kann nicht in einem Eilver-
fahren einer abschließenden Klärung zugeführt werden.
Vor diesem Hintergrund muss das Interesse eines privaten
Abfallentsorgungsunternehmens auf Durchführung einer
gewerblichen Sammlung im Rahmen der Durchführung
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eines verwaltungsgerichtlichen Eilverfahrens zurücktreten
in Bezug auf die sachgerechte und zukunftsgerichtete Klä-
rung, welche Auswirkungen eine gewerbliche Sammlung
auf die kommunale Abfallentsorgung und deren Funk-
tionsfähigkeit hat.

Im Übrigen wird nochmals auf die Empfehlungen in den
Mitteilungen des StGB NRW 2008 Nr. 241 hingewiesen.

Az.: II/2 31-02 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

300 Wohnungseigentumsgesetz und
Abwasser-/Abfallgebühr

Aufgrund der Anfragen mehrerer Städte und Gemeinden
weist die Geschäftsstelle auf Folgendes hin:

Auch nach dem Inkrafttreten des neuen Wohnungseigen-
tumsgesetzes (WEG) im Jahr 2007 ist es nicht ausgeschlos-
sen, dass Wohnungseigentümer als Gesamtschuldner ver-
anlagt werden.

Zwar ist grundsätzlich durch eine Wohnungseigentümer-
gemeinschaft ein Verwalter zu bestellen, der auch öffent-
lich-rechtliche Gebührenforderungen für die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft zu bedienen hat (§§ 20, Abs. 2;
27 Abs. 1 WEG). Unbeschadet bleibt aber eine öffentlich-
rechtlich angeordnete Gesamtschuld der Wohnungseigen-
tümer z.B. für öffentlich-rechtliche Grundstücksabgaben
(so ausdrücklich: Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, WEG,
67. Auflage 2008, § 10 WEG, Rdnr. 36 unter Verweis auf das
Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 11.11.2005 – Az.:
10 B 65/05 – NJW 2006, S. 791 mit der Vor-Instanz: OVG
NRW, Beschluss vom 9.6.2005 – Az.: 9 A 1150/03; siehe hier-
zu auch: Mitt. NWStGB NRW 2006 Nr. 140, S. 58f.)).

Vor diesem Hintergrund kann mit Blick auf eine satzungs-
rechtlich angeordnete Gesamtschuld auf der Grundlage
des § 12 Abs. 1 Nr. 2 b KAG NRW i.V.m. § 44 AO eine Gesamt-
schuldnerschaft der einzelnen Wohnungseigentümer
auch nach Inkrafttreten des neuen WEG im Jahr 2007 noch
satzungsrechtlich angeordnet werden.

Az.: II/2 24-21/33-10 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

Buchbesprechungen

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen
Textausgabe mit Einführung und Stichwortverzeichnis von
E. Dieter Bösche, Bürgermeister, 21. Auflage 2008, Taschen-
format, 152 Seiten, 14,80 EUR, ISBN 978-3-7922-0107-7, Re-
ckinger Verlag, Postfach 17 54, 53707 Siegburg.

Die handliche Ausgabe im Taschenformat enthält den Text
der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) in der Fassung des
Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV.NRW S. 380).

In der Einführung werden die wesentlichen Neuerungen
dargestellt. Diese betreffen u.a. die Rechte der Fraktionen
und Gruppen im Rat, die Rechtsstellung der Rats- und Aus-
schussmitglieder, die Wahlzeit, das Wahlalter und das
Wahlverfahren bei der Bürgermeisterwahl, die Stärkung
unmittelbarer Bürgerbeteiligung, die Besetzung der Aus-
schüsse und das Gemeindewirtschaftsrecht. Ein Stichwort-
verzeichnis rundet die Textausgabe ab.

Az.: I 020-08-0 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

Praxis der Kommunalverwaltung
383. Nachlieferung Februar 2008. Landesausgabe Nord-
rhein-Westfalen, Ratgeber für die tägliche Arbeit aller
Kommunalpolitiker und der Bediensteten in Gemeinden,
Städten und Landkreisen; (Loseblattsammlung – auch auf
CD-ROM erhältlich).

Schriftleitung: Johannes Winkel, Leiter der Abteilung Kom-
munale Aufgaben im Innenministerium Nordrhein-West-
falen.KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG WIESBADEN,
65026 Wiesbaden, Postfach 3629, Telefon (06123) 9797-0,
Telefax (06123) 979777; www.kommunalpraxis.de; E-Mail:
info@kommunalpraxis.de, Preis N 63,70.

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Lieferung ent-
hält:

E 4a NW – Kommunalabgabengesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG NRW)

Von Claus Hamacher, M. Jur., Beigeordneter für Finanzen
und Kommunalwirtschaft beim Städte- und Gemeinde-
bund Nordrhein-Westfalen, Edgar Lenz, Verwaltungsfach-
wirt, betriebswirtschaftlicher Fachwirt, Komm. Dipl., Stabs-
stelle Rechtsberatung der Stadt Monheim am Rhein, Dr. jur.
Peter Queitsch, Hauptreferent für Umweltrecht beim Städ-
te- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen und Kauf-
männischer Geschäftsführer der Kommunal- und Abwas-
serberatung NRW GmbH, Dr. jur. M. A. Otmar Schneider,
Richter am Oberverwaltungsgericht für das Land Nord-
rhein-Westfalen, Frank Stein, Assessor jur., Beigeordneter
der Stadt Leverkusen, Roland Thomas, Assessor jur., Haupt-
referent für Wirtschaft und Verkehr beim Städte- und Ge-
meindebund Nordrhein-Westfalen

Neben der Aktualisierung des Gesetzestextes und des An-
hangs erfolgte eine Überarbeitung der Erläuterungen zu
§§ 1, 2, 6, 10 und 22a KAG. Diese Paragrafen regeln die Kom-
munalabgaben, die Benutzungsgebühren, den Kostener-
satz für Haus- und Grundstücksanschlüsse sowie die Ein-
schränkung von Grundrechten. Dabei wurden die neueste
Rechtsprechung ebenso eingearbeitet wie die jüngste Lite-
ratur und Erfahrungen aus der Praxis.

F 4 – Soziale Wohnraumförderung

Von Ltd. Regierungsdirektor Herbert Feulner

Durch die Föderalismusreform, die am 1.9.2006 in Kraft
trat, wurde das Aufgabengebiet der Wohnungsbauförde-
rung auf die Länder übertragen, jedoch mit der Maßgabe,
dass die damit verbundenen finanziellen Mittel den Län-
dern befristet bis 2019 erhalten bleiben. Diese Änderungen
wurden bei der Überarbeitung des Beitrags berücksichtigt.

F 18 NW – Gesetz über die Landesvermessung und das Lie-
genschaftskataster (Vermessungs- und Katastergesetz –
VermKatG NRW)

Von Ministerialrat Dipl.-Ing. Klaus Mattiseck und Regie-
rungsvermessungsdirektor Dipl.-Ing. Jochen Seidel, Innen-
ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen

In den Beitrag wird der Text der Neufassung des Vermes-
sungs- und Katastergesetzes Nordrhein-Westfalen von
2005 aufgenommen; darüber hinaus ist im Anhang der
Text der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über
die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster ab-
gedruckt.
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Rechtsprechung zum Kommunalrecht
(bisher: Rechtsprechung zum kommunalen Verfassungs-
recht)

Entscheidungssammlung von Prof. Dr. Albert von Mutius,

50. Erg.-Lief., August 2007, 236 Seiten, DIN A 5. Grundwerk,
eingeordnet bis zum Liefertag, 3.944 Seiten, in drei
Ordnern, bei Fortsetzungsbezug 128,00 N (Einzelbezug
168,00 N). ISBN 978-3-7922-0013-1.Verlag W. Reckinger, Lui-
senstraße 100-102, 53721 Siegburg,Telefon (02241) 93834-0,
Telefax (02241) 9383433

Die Entscheidungssammlung auf der Grundlage der Ge-
meindeordnung, Kreisordnung, Landschaftsverbandsord-
nung, des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit
und des Kommunalwahlgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen wurde mit weiteren Entscheidungen aktualisiert.

Mit der 49. Ergänzungslieferung geht gleichzeitig eine Ti-
teländerung einher, die der zwischenzeitlichen Aufnahme
auch von Entscheidungen zum kommunalen Wirtschafts-
recht, zum kommunalen Finanz- und Haushaltsrecht sowie
annexer Materien Rechnung trägt.
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Eigenbetriebsverordnung/Kommunal-
unternehmensverordnung Nordrhein-Westfalen
Durch das NKF-Gesetz vom 1.1.2005 wurde die Eigenbe-
triebsverordnung neu gefasst und die Kommunalunter-
nehmensverordnung geändert. Die Rahmenbedingungen
für die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen sind
durch das GO-Reformgesetz vom 9.10.2007 grundlegend
verändert worden, dieses Gesetz hat auch im Eigenbe-
triebs- und im Kommunalunternehmensrecht Änderun-
gen gebracht.

Das neue Recht wird nunmehr in 3. Auflage gründlich,
kompetent und praxisnah erläutert und miteinander ver-
glichen. Die Vorteile von Eigenbetrieb und Anstalt öffentli-
chen Rechts werden anschaulich dargestellt. Die Aufgaben
der Beteiligten – Betriebsleitung und Betriebsausschuss
bzw. Vorstand und Verwaltungsrat sowie Rat und Bürger-
meister – werden klar aufgezeigt und gegeneinander ab-
gegrenzt. Die Vorschriften über Wirtschaftsplan, Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Jahresabschluss und
Prüfung werden leicht verständlich und nachvollziehbar
dargestellt.

Diejenigen, die mit diesen Vorschriften umgehen müssen,
gewinnen damit ein zuverlässiges Instrument der Inter-
pretation der Eigenbetriebsverordnung und der Kommu-
nalunternehmensverordnung.

Der Autor, Jürgen Müller, seit 1989 Beigeordneter, seit 1997
zugleich Stadtkämmerer und seit 2001 auch Stadtdirektor
der Stadt Remscheid, ist mit zahlreichen Veröffentlichun-
gen vor allem zum Kommunalrecht hervorgetreten.

Kommentare, 3. Auflage, 2008, insg. 374 Seiten, kartoniert
(2 Bände – nur zusammen lieferbar). Format 16,5 x 23,5 cm,
ISBN 978-3-8293-0817-5, Preis 39 Euro, Kommunal- und
Schulverlag Wiesbaden, Tel. 06123-9797-0, www.kommu-
nalpraxis.de.
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Recht der Ratsfraktionen
Hubert Meyer, Darstellung, 4. Auflage, 2008, 178 Seiten,
kartoniert, Format 16,5 x 23,5 cm, ISBN 978-3-8293-0829-8,
Preis 22,00 N, KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG, WIES-
BADEN, Postfach 3629, 65026 Wiesbaden.

Bei allen kommunalpolitischen Entscheidungen kommt
den Fraktionen in den Gemeinden, Städten und Landkrei-
sen große Bedeutung zu. Im Zeichen zunehmender partei-
politischer Durchdringung der kommunalen Selbstverwal-
tung erfolgt in den Fraktionen auch die Weichenstellung
für die Sach- und Personalpolitik.

Die Verlagsausgabe nimmt eine realistische Betrachtung
des Fraktionsrechts für Gemeinden, Städte und Landkreise
vor. Der informativen Einführung folgt ein Überblick, der
die gesetzlichen Regelungen zum Fraktionswesen und die
Bedeutung der Fraktionen aus Sicht der Gemeindevertre-
tung, des Gemeinderatsmitglieds, des Wählers und der
Parteien veranschaulicht. Im Rahmen der Beschreibung
über die Bildung, Mitgliedschaft und Beendigung von Frak-
tionen wird deren Charakter als freiwilliger Zusammen-
schluss von Ratsmitgliedern mit gemeinsamer politischer
Grundüberzeugung betont. Ein Abschnitt zum Geschäfts-
ordnungsrecht trägt den Rechten und Pflichten der Frak-
tionen Rechnung. Wegen der einschneidenden Wirkungen
werden die rechtlichen Voraussetzungen eines Fraktions-
ausschlusses besonders gewürdigt.

Einen weiteren Schwerpunkt bilden die kommunalverfas-
sungsrechtlichen Rechte der Fraktionen, die im Überblick
für alle Flächenbundesländer erörtert werden. Schließlich
beinhaltet das Werk die derzeit wohl umfassendste Dar-
stellung des hochsensiblen Themas der Finanzierung der
Fraktionen auf kommunaler Ebene.

„Recht der Ratsfraktionen“ informiert kompetent und zu-
verlässig insbesondere alle Ratsmitglieder, Kommunalpoli-
tiker, Mandatsträger, Parteien, Verwaltungsgerichte und
Rechtanwälte.

Der Verfasser, Dr. Hubert Meyer, als Geschäftsführendes
Vorstandsmitglied des Niedersächsischen Landkreistages
mit den Problemen der Praxis bestens vertraut, behandelt
das Thema betont praxisnah, anschaulich und leicht ver-
ständlich. Die Neuauflage berücksichtigt die Änderungen
des Kommunalverfassungsrechts in etlichen Bundeslän-
dern. Rechtsprechung und Literatur wurden mit Stand
2008 erfasst.

Az.: I 020-08-56 Mitt. StGB NRW  Mai 2008

Herausgeber: Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen, 40474 Düsseldorf, Kaiserswerther Str. 199-201, Telefon 0211/4587-1, Telefax 0211/4587-211,
Internet: www.kommunen-in-nrw.de, E-Mail: info@kommunen-in-nrw.de. Schriftleitung: Hauptgeschäftsführer Dr. Bernd Jürgen Schneider, Pressesprecher Martin Lehrer M.A..
Postverlagsort: Düsseldorf.
Die Mitteilungen erscheinen jeweils am Anfang eines Monats. Ein Abonnement kostet jährlich 57,- e inkl. Mehrwertsteuer, das Einzelheft 5,- e. Wird im Schriftwechsel auf einzelne
Veröffentlichungen der Mitteilungen Bezug genommen, ist die am Anfang stehende Ziffer sowie das jeweils am Schluss der Notiz angegebene Aktenzeichen anzugeben. Schriftwechsel -
auch zum Vertrieb der Mitteilungen - ist ausschließlich mit der Geschäftsstelle des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen zu führen. Es wird gebeten, sich bei Anfragen 
zu speziellen Mitteilungsnotizen direkt an das Fachdezernat (I bis IV) zu wenden, das aus dem Aktenzeichen am Ende der betreffenden Notiz hervorgeht, und dabei die laufende Nummer der
Mitteilungsnotiz zu zitieren. Nachdruck mit Quellenangabe gestattet.
Satz und Druck: Schaab & Co., Velberter Straße 6, 40227 Düsseldorf, Telefon 0211/97781-0, E-Mail: info@schaabgmbh.de, Auflage 14.200



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /FlateEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


